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Die großen gewerkschaftlichen Känrpfe,
die fehr hohen Ausgaben für Drucksachen,

Zeitung, Porti usw. haben in letzter Zeit ge»

waltige Anforderungen «n die Kassen des

Verbandes gestellt. Die im Jahre 1912 be-

schlossenen Verbanösbeiträge reichen hierzu
bei weitem nicht aus.

Der diesjährige Verbandstag in Nürn»

berg hat denn «lich diesen Anforderungen ent»

sprechend eine

Erhöhung der Beiträge
beschlossen. Ab 1. August d. I. lverden fol»
gende Beiträge erhoben:

Klasse 3 bei einein >Einkominen von

unter 16» Mk. pro Monat 2 Mk.

Klasse 2 bei einem Einkommen von

150 Mk. bis unter 35« Mk. 3 Mk.

Klasse 1 bei einem 'Einkommen von

350 Mk. und darüber 4 Mk.

, Für Jugendliche unter 17 Jahren 76 Pf.
- Der niedrigste ordentliche Beitrag be»

trägt somit 2 Mk. pro Monat. Beiträge
unter 2 Mk. sind bei öen heutigen finanzi-
ellen Anforderungen nicht mehr nufrechtzu»
erhalten.

Die Mitglieder der Klassen 2 unö 3 so»
wie öer Jugendklassen siud berechtigt, einen

höheren Beitrag zu zahlen. Sie erwerben

dadurch ein Anrecht nuf öie Unterstützungen
der höheren Beitragsklasfe.

Eine Erhöhung der Unterstützungssätze
ist vorgesehen, in Anbetracht der Ver-

schmelzung mit deni, Verbände öer Bureau-

angeftellten und öem Verbände der Ver»

sicherungsangestellten aber noch nicht end¬

gültig festgefetzt. Die Erhöhung der Unter-

stützungssätze wird wahrscheinlich ab 1. Ja»
uuar 1920 erfolgen.

Rückständige Beiträge sind nur

noch
bis zum 10. August d. I.

'in den alten Beitragsklnsfen zu entrichten.
Die alten Beitragsmarken werden dann ein»

gezogen und nicht mehr verausgabt. Etwa

dann noch vorhandene Beitragsrückstände
müssen von öa ab mit den erhöhten Bei¬

trägen beglichen werden.

Mit koll. Grnß
Der Bvrstlmd.

E milWil ch er, Kassierer.

Zwischen Kapital und Arbeit.

Die Tünche, mit der sich gewisse kauf»

männische Gehilfenoercine als Gewerkschaften

angestrichen haben, hat nicht lange vorgehalten.

Ihr in Wahrheit gewerkschaftsfeindlichcr
Charakter kommt jetzt bei den Verhandlungen

über die Betriebsräte zum Ausdruck. Wie dcr

Deutschnationale Handlungsgchilfcn-Vcrband,
dcr Kaufmännische Verein von 1858 und der

Verband Deutscher Handlungsgchilfen emsig

bestrebt sind, den von ihnen einzufangenden
Angestellten als Gewerkschaft zu er»

icheinen, so. erklären sie sich auch für die Be»

triebsräte, oder gar
— wie es der Ver»

band Deutscher Handlungsgehilfen in seiner

jüngsten Hauvwersammlung beschlossen hat —

für das Nätesy stem.
Aber fragt nur nicht, was sie unter Ge»

werkschift nnd Betriebsräten verstehen I Die

Zeitschrift des Deutschnationalen Händlungs»
gehilfen-Verbandes spricht es unterm 19. Juli
meinem unbedachten Augenblick selbst aus. Sie

redet von dem unüberbrückbaren Gegensatz, der

sie von der Sozialdemokratie trennt; dieser

Gegensatz bestehe darin, daß die Sozialdemo»
kratie nach ihrer volkswirtschaftlichen Theorie
nur Kapitalisten und Proletarier kenne. Die

deutschnationale Zeitschrift meint im Gegen¬
satz dazu, die Handlungsgehilfen seien keines

von beiden, und sie rühmt sich ihres bisherigen
Kampfes um den „mittelständischen Charakter"
des Handlungsgehilfenberufes. Da find sie

ja glücklich wieder auf dem Standpunkt ange»

langt, den sie scheinbar nach dein 9. November

preisgegeben hatten. Wir sagen scheinbar;
denn nur manchen Angestellten schien es so,
als seien der Deutschnationale Handlungsge»
Hilfen-Verband und seinesgleichen Gewerk¬

schaften geworden; wir wußten, es war nicht
der Fall.

Die Zeitschrift des Kaufmännischen Ver¬

eins von 1858, der ja auch eine Gewerkschaft

sein will, schreibt frisch und ftöhlich, wir An»

gestellten ständen „zwischen den Massen der

Arbeiter und der festen Phalanx der Arbeit¬

geber eingekeilt". Auch hier kommt wieder die

Ansicht zum Ausdruck, die Angestelltcn seien
ein „neuer Mittelstand". Sie werden zum

großcn Teil zwar schlechter bezahlt und schlech¬
ter behandelt als die Arbeiter, aber sie sollen

sich trotzdem einbilden, etwas Besseres zu sein
als diese.

Der Verband Deutscher Handliingsgehilsen
huldigt denselben Anschauungen. Er läuft

gegcn den Gesetzentwurf über die Betriebsräte

Sturm. Er schließt sich aber nicht etwa unse¬

rem Proteste an, daß die Befugnisse, die den

Betriebsräten zugebilligt wcrdcn sollen, zu ge»

ring sind. Darum schert cr sich durchaus nicht.
Er tritt nicht für weitergchcnde Rechte der An»

gestellten und Arbeiter ein; das überläßt cr

dem Zentralverband der Handlungsgchilfen.
Für den Verband Deutscher Handlungsgehilfen
und seine Freunde handelt es sich vielmehr

darum, cinen Keil in die Front der Arbeit¬

nehmer zu treiben. Er benutzt auch die Frage
der Betriebsräte dazu, die Aiigcstcllten nnd

Arbciter gegenseitig aufzuhetzen — den Vorteil

davon haben die Untcrnchmcr.

Dcr Gesetzentwurf, sieht vor, daß die Be»

triebsräte eine gemeinsame Institution
fiir Angestellte und Arbeiter sein soll. Seine

Mitgliedcr sollen nach dcm System der Ver¬

hältniswahl gewählt werdcn, nnd es wird da¬

für gesorgt, daß auch die Minderheitsgruppen
im Betriebsrat vertreten sind. Das genügt.

Wer in Wahrheit die Interessen der An¬

gestellten vertreten will, der muß darauf

bedacht sein, ein Hand-in-Hand»
Arbeitcn mit den Arbeitern zu

fördern: denn beide — Angestellte und Ar»

beiter — gehören zusammen. Beide haben die

Interessen der Arbeit gegen das Kapital zu

vertreten. Wer anders handelt, der fördert

nicht die Interessen der Angestellten, sondern
der schädigt sie.

Der Wunsch, wonach die Angestellten im

Betriebsrat ohne Rücksicht auf ihre Zahl

ebenso stark vertreten sein sollen wie die Ar»

beiter, mag bei manchen noch nicht aufge¬
klärten Angestellten Boden ftnden. Ein

denkender Hanölungsgehilfe wird es dagegen
nicht für berechtigt halten, daß 'beispielsweise
in einem Betriebe, öer 50 Angestellte beschäf»

tigt, diese im Betriebsrat ebenso zahlreich
vertreten sein sollen, als öie in demselben
Betriebe tätigen 1600 Arbeiter. Die Sache

hat aber auch ihre Kehrseite. Fordert man,

daß Angestellte und Arbeiter im Betriebsrat

gleichmäßig stark vertreten sind, fo muß daH

natürlich gleichermaßen für Industrie» wie

für Handelsbetriebe, Banken usw. gelten. Es

würde also dann in den Banken, Versiche»

rungsgesellschaften, Warenhäusern, Spezial»

geschäften die große Zahl der Angestellten

auch nicht mehr Vertreter in öen Betriebsrat

senden dürfen, als die verhältnismäßig kleine

Zahl der öort tätigen gewerblichen Arbeiter.

Wohin man kommt, wenn man die Front
öes im Betriebe tätigen Personals brechen

will, ergibt sich aus den Bemühungen, die

von einigen neugebilöeten „Vereinen der

leitenden Angestellten" ausgehen. Diese Ver»

eine der Prokuristen und anderer besserbe»

zahlten Angestellten wünschen uänilich, öer

Betriebsrat solle sich aus 3 Gruppen zusam»

mensetzen, und zwar aus öen Arbeitern, aus

den Angestellten unö den leitenden Ange»

stellten. Die „Vereinigung öer leitenden

Angestellten in Handel nnd Industrie" ver»

laugt in,ciner Flugschrift vom 15. Jnni be»

sondere 'Ausschüsse für Angestellte. Zu diesem

Zwecke sollen die Angestellten in folgende
Gruppen geteilt werden, von denen jede

befugt Ware, eine gleiche Anznhl von Ver»

tretern aus ihrer Mitte zu wählen: a) An»

jgestellte, welche xein schematiche Arbeiten

,odcr Dienste untergeordneter Art verrichten,

d) Aiigestellte mit allgemeiner beruflicher
Ausbildung, e) Angestellte mit besonderer

beruflicher Ausbil'duttg uiid ck) Angestellte,
welche infolge ihrer Stellung im Unter»

nchmcn eine Verantwortliche Tätigkeit aus»

üben.

Dahin führt es, wenn man die in den

Betrieben tätigen Lohnarbeiter, mögen cs

nun Angestellte oder gewerbliche Arbeitcr

sein, nicht als eine die glei ch e n Wirtschaft»,

lichcn Ziele verfolgende Masse anerkennt.

Wenn man erst anfängt zu teilen und zu

trennen, dann läßt sich nicht übersehen, wo

die Teileiei aufhört. Dann finden sich eben

immer wieder Scheingründc, die den Anlaß

zu einer weiteren Trennung geben können.

Infolge ihrer Zersplitterung siiid die Ange»

stellten bisher ohnmächtig gewescn. Wir ver»

werfen diese Zersplitterung. Wir wollen die
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Zusammenfassung öcr Lohnarbeiter und der-

«nnrn auch, daß öas Gcsetz übcr die Be¬

triebsräte nicht einc Form bekommt, durch
das die Zersplitterung der Arbeitnehmer ver»

ewigt wird, an öer nur öas Kapital seine
Freuöe haben kann.

Die Anaestellten stehen nicht zwischen
Kapital und Arbeit, sie sind kein Mittelstand;
sie sind eine Gruppe öer Lohnarbeiter, öie

nur im Kampfe gegen das Kapital ihre
Interessen verfechten kann.

lieber Betriebsräte.
In der Frage der Betriebsräte geht Kollege

Radlof in seinem in Nr. IS der »Handlirngsge-

Hilfeiv-Zeitung" veröffentlichten Aufsatz don

eincr falschen Voraussetzung «us. Seine An¬

sichten sind mit den Zielen des ZciitralvevbandeS
der Handlungsgehilfen nicht veMinbur. Er

schnür die Stellung und Zweckmäßigkeit der Be¬

triebsräte, so wie sie sein sollen, nicht richtig er-

lnnrit zu haben.

Es ist nicht irötig und auch nicht wünschens¬
wert, daß Betriebsräte in die Betriebsleitung

gehören. Die Betriebsräte sollen und müssen

während ihrer Tätigkeit als solche dauernd das

Vertrauen der Angestcllten und Arbeiter des

Betriebes haben. Sobald sie aber selbst aus dem

reinen Angestellteir- oder ArbeiterverhAtnis aus¬

scheiden und in die Betriebsleitung treten, ver¬

lieren fie den Charakter der Betriebsräte und

ohne weiteres das Vertrauen der Angestellten
und Arbeiter, und es wird in ihnen das Be¬

st, ben auskommen, möglichst mit der Betriebs¬

lei :ing konform zu gehen, wobei selbstverständ¬
lich, und besonders, wenn der Betreffende kein

Rückgrat hat, die Interessen der Angeftellten und

Niibeiter leiden werden.

Wer zum Betriebsrat gcwählt wird, braucht

nicht aufhören., Angestellter bzw. Arbeiter zu

sei». Er kann trotz Ausübung seines Berufes
di.' Funktionen des Betriebsrates wahrnehmen.
Er muß selbstbersiändlich für diese Ausübung
vou seiner Arbeitsverpflichtung entbunden wer¬

den, nnd was die Hauptsache sür die Betriebs¬

räte sein wird, ste müssen durch zweckentsprechende
Kurie besonders dazu herangebildet werden.

Versasser malt die Betriebsräte durch öftere
Neuwahl als Gespenst und führt aus, daß ein

ö'lerer Wechsel im Betriebsrat ein der Sache
d, nendes Einarbeiten und Einfühlen in den Be¬

trieb unmöglich macht.
Gerade nach Ihrem System, Herr Radlof,

tritt, wenn die Betriebsräte in die Betriebs¬

leitung kommen, der von Ihnen erwähnte Fall
ein, weil dadurch das Vertrauen nicht nur ver¬

lorengeht, fondern noch mißbraucht wird. Sie

sclbst scheinen dazu veranlagt, zu sein, die In-
te essen der Angestellten und Arbeiter in einer

leitenden, Stellung zu vergessen.
Die Zuständigkeit der Betriebsräte muß

dech bedeutend weitergehen. Sie können ihre
Aufgabe nnr erfüllen, wcnn sie volles Mitbestim-

riiungsrechr in allen Fragen haben.
E. Gersdorff.

Dsr GsMsrkfchafiskonßrsß
Der Gewerkschaftskongreß, Her Ansang

Juli in Nürnberg tagte, hat sich mit vielen

Fragen beschäftigt, die im Rahmen eines

Zeitungsaufsatzes nicht alle auf einmal be¬

handelt werden können.
Bei früheren Kongressen war es üb¬

lich gewesen, daß die,einzelnen Berufsgruppcn
«u wichtigen Fragen ihre Sonderbesprechnu¬
tzen abhielten, an die d°c einzelnen Dele¬

gierten moralisch mchr oder weniger ge¬

bunden waren, so daß gewissenmahen nach
Berufen abgestimmt wurde. Diese alte

ziinstlerisch angehauchte Uebung ist diesmal

durchbrochen worden; es gruppierten sich die.

Kongreßteilnehmer nach Weltanschauungs¬
fragen, nach ihrer sachlichen Stellungnahme
zu den Verhandlungsgegenständen. Eine

Scheidung der Geister zeigte sich bei öem

Rechenschaftsbericht über dieTätigkeitder
GeneralkommissionderGewerk»
schaften während der Kriegsjahre. Jn
namentlicher Abstimmung wurde diese von

«5 Delegierten mit 3 307 335 Stimmen

gegen 179 Delegierte mit 1483779 Stimmen

gutgeheißen.
Seit deni Gewerkschaftskongreß von 1914

harte ftcb sowohl in politischer als auch in

wirtschaftlicher Beziehung vieles geändert.
Ter diesjährige Kongreß war sich jedoch dar¬

über klar, drtz die gewerkschaftlichen Organi-
sationen trotz alledem wach wie vor notwendig
sind. Dieser Auffassung sind auch diejenigen,
die im übrigen dafür eintreten, daß die so¬

fortige «oziclisierung der Betriebe, ö. h. die

Ueberleitttim der Produktionsmittel in die

Hände der Allgemeinheit, erfolgt. Wie not-

wsndig die Gewerkschaften sind, erkennen wir

zm besten an den Verhältnissen in unserem

eigenen Beruf: denn wie lägen hier die Dinge,
wenn unser Zciitr^loerband öer Handlungs¬
gehilfen nickt gewesen wäre, wenn er die

Beriifszemssen niclit vorwärts getrieben
hätte! In der Jdecnwelt der Handlungs¬
gehilfen ist die Erkenntnis von der Not¬

wendigkeit des gewerkschaftlichen Kampfes
jetzt derart tief eingedrungen, daß felbst die-

jenigen kaufmännischen Vereine (Deutsch-
nationaler Handlungsgehilfenverband, Ver¬

band Teutscher Handlungsgehilfen, Kauf¬

männischer V> rcin von 1858, Kauftnännischer
Verein sür weibliche Angestellte usw.), die

b'Ltzcr immcr den gewerkschaftlichen Kampf

abgelehnt hauen, sich nun eisrigst bemiihen,

selbst als Gewerkschaften zu gelten, obwohl

sie in Wirklichkeit gar keine sind. Der Kon¬

grcß beschloß:
'

Der 1«. Kongreß der Gewerkschaften Deutsch¬
lands erklärt, daß die Gewerkschaften die Arbeit¬

nehmer unbeschadet der politischen oder religi¬
ösen Ueberzeugung des einzelnen zn einhent-

licher und geschlossener Aktion zwecks Wahr¬
nehmung ihrer wirtschaftlichcn Interessen ver¬

einigen müssen.
Das Mannheimer Abkommen mit der So¬

zialdemokratischen Partei Deutschlands vom

Jahre 1906, das eine Verständigung der beiden

Zentrslleitungen bei wichtigen, die Gefamtinter-
efsen der Arbeiterklasse betresfenden Fragen ver¬

langt, hatte den Zweck, diefe Aktionskraft der

Arbeiterschaft durch Vermeidmrg von Differenzen
zwischen gewerkschaftlicher und politischer Ar¬

beiterbewegung zu erhöhen. Die politische Neu¬

tralität der Gewerkschaften gegenüber ihren
Mitgliedern wurde davon nicht berührt.

Aber dieses Abkommen hatte eine einheit¬
liche politische Interessenvertretung der deutschen
Arbeiter zur Voraussetzung. Diese Voraus¬

setzung ist nicht mehr vorhanden. Die Spal¬

tung der Sozialdemokratischen Partei gefährdet
auch die Einheit und Geschlossenheit der deutschen
Gewerkschaften, Der Gewerkschaftskongreß sieht
sich daher genötigt, die Neutralität der Gewerk¬

schaften gegenüber den politischen Parteien aus¬

zusprechen. Die politischen Mcinungskämpfe
der Arbeiter dürfen die Stoßkraft ihrer wirt¬

schaftlichen Interessenvertretung, der Gewerk¬

schaften, nicht schwächen.
Die Gewerkschaften dürfen sich jedoch nicht

auf die enge, berufliche Interessenvertretung
ihrer Mitglieder beschränken, sie müssen vielmehr
zum Brennpunkt der Klnssenbestrebuirgen des

Proletariats werden, um den Kcinrpf für den

Sozialismus zum Siege führen zu helfen."

Im Jahre 1918 waren öie Vertreter,
nroßcr Unternehmerorganisationen und der

Gcwcrkschaften zusammengetreten, um eine

Fortfübrung ihrer, Tarifvertragspolitik über

den bisherigen Whmen hinaus in Gestalt
beiderseitiger Arbeitsgemeinschaf¬
ten zu bewerkstelligen. Es setzte dann im

Noveniber die Revolution ein. die den An¬

gestellten und Arbeitern weitergesteckte Ziele
gab. Bei den Tarifverträgen, wie sie bis,
dahin abocs^Iossen wurden, handelte es sich
darum, eine Erhöhung des nominellen Ar-

beitslobwes und eine Verbesserung der son¬

stigen Arbeitsbedingungen herbeizuführen.
Die Revolution brachte öer lohnarbeitendeu
Bevölkerung zum Bewußtsein, es müsse jetzt
mehr getan werden. Die Arbeiter und

auch die Angestellten, beharren seitdem mit

Nachdruck dabei, daß unmittelbar die ersten

Schritte dazu getan werden, öie kapiwlistische
Wirtschaftsordnung in eine sozialistische um¬

zuwandeln, mit anderen Worten, öie Ange¬

stellten und Arbeiter wollen nicht mehr für

den Profit einzelner Unternehmer oder einer

Gruppe von Aktionären arbeiten, sondern "-e

wollen zum Nutzen der Allgemeinheit tätig

sein. Die Lohnarbeiter wollen jetzt nicht

mehr nur eine Verbesserung ihrer Lohn- und

Arbeitsbedingungen mit Hilfe der Gewerk¬

schaften herbeiführen, sondern sie wollen

auch innerhalb öer Betriebe ein freieres

Betätigungsfeld gewinnen. Sie wollen vor

der Einstellung, vor öer Beförderung, vor

Kündigungen und vor Entlassungen von Ar¬

beitskräften mitwirken. Sie wollen durch

Betriebsräte auch an der Verwaltung

und Leitung öer Betriebe mitwirken, um so

die Sozialisierung der Betriebe vorbereiten

zu helfen. Der im Juni stattgehabte Ver-

bandstag des Zentralverbandes öer Hand¬
lungsgehilfen hat öiese Bestrebungen als

durchaus berechtigt anerkannt und sich daher

für öie Betriebsräte und gegen die Ar¬

beitsgemeinschaften ausgesprochen. Der Ge¬

werkschaftskongreß erklärte sich seinerseits

mit 420 gegen 181 Stimmen für öie Arbeits¬

gemeinschaften. Es lag ihm ferner eine Reso¬

lution vor, öie sich gegen die Beteiligung der

gelben kaufmännischen Vereine an öen Ar¬

beitsgemeinschaften richtet; fie wurde ohne

Widerspruch dem Bundesvorstairö zur Berück¬

sichtigung überwiesen. Der Beschluß über die

Arbeitsgemeinschaften lautet:

„Der 10. Kongreß der Gewerkschaften

Deutschlands erklärt, daß die Arbeitsgemein¬

schaften die konsequente Fortführung der Tarif-

vertragspolirik der Gewerkschaften darstellen, die

die Anerkennung der Gleichberechtigung der Ar¬

beitnehmer mit den Unternehmern und die kol¬

lektive Regelung des Arbeitsrechts zum Ziele

hat. Die Arbeitsgemeinschaften dienen diesem

Zweck überall dort, wo die Privattvirtschcrft nicht

durch eine sozialistische Wirtisthaftsweise er¬

setzt ist.
Unter der Voraussetzung, daß den Arbeit¬

nehmern in allen Institutionen der Arbeitsge¬

meinschaften, sowie bei allen Verhandlungen, und

in allen Körperschaften, die dem Aufbau und

der Förderung unseres Wirtschaftslebens dienen,

vollste Parität mit den Unternehmern gewähr¬
leistet wird, empfiehl der Kongreß, allen Ge¬

werkschaften die Beteiligung, an der Tätigkeit der

Arbeitsgemeinschaften."

Der Gewerkschaftskongreß hat sich auch
mit den Betriebsräten beschäftigt, und

es muß leider gesagt werden, daß er in dieser

Frage nicht auf der Höh? stand. Denn die

Aufgaben, die den Betriebsräten nach den Vor¬

schlägen dcr Vorstände der Gewerkschaften zu-

gcivielcn werden sollen, find gar zu eng be¬

grenzt. Der Gewerkschaftskongreß hat sich

zwar diese Vorschläge zil eigen gemacht, er

hatte aber selbst das Gefühls damit dem

Wunsche der Angestellten und Avveiter.nicht
in genügender Weise entgegenzukommen,
denn er beschloß unmittelbar im Anschluß
daran eine von Hetzschold eingebrachte Re-
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solution, daß der bekanntgewordene Gesetz»

entwurf vom 15. Mai über die Betriebsräte

in wichtigen Teilen nicht den Erwartungen

entspreche, die berechtigterweife an ein solches

Gesetz aellellt werden können. „Nur wcnn

das volle Mitbefttmmungsrecht der Betriebs»

rate in allen Arbeitnehnierangelegenheiten in

dem zu schaffenden Gesetz zum Ausdruck

komme", dürfe die Zustimmung der Ar»

beitervertreter dazu erfolgen. Es wäre Wohl

würdiger gewesen, wenn der Kongreß klipp

und klar gesagt hätte, was im einzelnen der

Gesetzentwurf über die Betriebsräte bringen

müsse. Die Vertreter des Zentralverbandes
dcr Handlungsgehilfen haben nicht verfehlt,

ihren. Standpunkt klarzulegen. Die Reso¬

lution Hetzschold lautet:

„Der 1«. Kongreß der Gewerkschaften

Deutschlands erklärt nach Kenntnisnahme des

Vorentwurfs über Betriebsräte vom 15. Mai

1919, daß der Entwurf in wichtigen Teilen nicht

allen Erwartungen entspricht, die berechtigter

Weise an ein Gesetz über Einrichtung von Be¬

triebsräten gestellt werden können.

Unsere Vertreter werden ersucht, an der

Ausgestaltung der Vorlage mitzuarbeiten, um

ein brauchbares Gesetz zur Wahrnehmung der

Interessen der Arbeitnehmer zu schaffen. Nur

wenn das volle Mitbestiminungsrecht der Betriebs¬

räte in allen Arbeitnehmerangelegenheiten in

der Vorlage zum Ausdruck kommt, darf die Zu¬

stimmung der Arveitervertreter erfolgen."

Solksregierung unö Angestellte.
„Im Augenblick ist die Entwicklung die, dasz

»» die radikalste Forderung die gMtc Zustimmung

findet. Bor allem gilt das sür die Angestellten,
die früher nicht den Mut z» irgendeinem Kampf

mit den Unternehmern ausbrachten und heule
alles fordern und durchsetzen wollcii,"

NcichSminisler Bauer auf dcm soz,

Parteitag in Weimar nm IS. Juni,

Die Angestelltenbewegung hat in den

letzten Monaten eine Radikalisierung erfcih»

ren, die sich sowohl auf gewerkschaftlichem
wie sozialpolitischem Gebiete bemerkbar macht
und machen mußte. Die Gruppe der freien
Angestelltenverbände, die noch vor dem

Kriege erheblich in der Minderheit war,

konnte seit dem November 1918 einen gewal»

tigen Zustrom verzeichnen, und sie ist heute
ein führender und ausschlaggebender Faktor.
Es war nicht die Revolution allein, die das

große Erwachen in den Angestelltenkreisen
bewirkt hatte. Vielmehr darf die Radikali»

sicrung auch auf die bitteren wirtschaftlichen
Erfahrungen zurückgeführt werden, die ge¬

rade die Angestellten während der Kriegszeit

gemacht hatten. Selbst die geduldigsten un»

tcr ihncn wurden von Bitterkeit erfüllt, als

auf der einen Seite die Gehälter im Verhält¬

nis zur Teuerung immer kärglicher geworden

waren, während auf der anderen nicht nur

keine Not herrschte, fondern Millionen an

Kriegsgewinnen aufgehäuft werden konnten.

Der schroffe Gegensatz von Besitzenden und

Besitzlosen, von Ueberfluß und Notlage, von

Arm und Reich, wie er sich in der Kriegszeit
init auffallender Deutlichkeit herausgebildet

hatte, war aber nicht nur eine reine Kriegs»

erscheinung, sondcrn vielmehr eine Bcgleit»

crscheinung der herrschenden Wirtschaftsweise
iiberbaupt. Diese Erkenntnis und der feste

Wille, sich aus der sklavenartigen Abhängig¬
keit vom Kapital zu befreien, hatte in den

Novembertagen auch die Privatangestellten
crfaßt. Ihre soziale Bewegung ist seit Be»

ginn der Revolution nicht nur in die Breite,

sondern auch in die Tiefe gegangen. Der

Kampf der Angestellten richtet sich heute nicht

nur gegen die Beseitigung von Mißständen
eines vcraltctcn Wirtschafts- und Produk»
tionssyslems, sondern gegen die kapitalistische
Vorherrschaft sclbst. ,

Man hätte meinen sollen, daß die Volks-

regierung des „ncucn Deutschland" dicse

Entwicklung der Angestellten freudig be¬

grüßt und alles aufbietet, um diese Verjün
gung der gesamten Arbeitnehmerbewegung zu

fördern. Leider muß das Gegenteil festge¬
stellt wcrden. Der zuständige Reichsminister
Bauer, der bis vor kurzem das Reichsarbeits»
amt geleitet hat, entwickelt in der Bekämp»

fung der gewerkschaftlichen Angestelltenfor»
derungen seine größte Energie, während ihn
die Gegner der Gewerkschaftcn als äußerst
„maßvollen Politiker" feiern. Er hielt es

neuerdings sogar für angebracht, auf dem

Parteitag der fozialdemokratischcn Partei mit

besonderer Schärfe gegen den Radikalismus

in der Angestelltenbewegung zu wettern. Es

kann in diesein Zusammenhang darauf ver»

zicktet werden, auf einige persönliche Ausfälle
einzugehen, die er sich gegen einzelne, ihm

offenbar besonders unangenehme Kritiker

leisten zu müssen glaubte.
Bedenklicher mnß es schon erscheinen,

daß gleichzeitig an die einzelnen Organisa»
tionen der Arbeitsacineinickiaft freier Angc»

stclltenverbände HaiMchreiben des Reichs»
arbeitsministers gerichtet wurden, um dort

gegen die in der Kommission zur Beratung
des Entwurfs über Betriebsräte tätigen Ver»

tret'.'? der A. f. A. Mißtrauen zu säen. Es

soll gcnügen, auch diese Schwäch? des bis»

her'gen Neichsarbeitsmiuisters und jetzigen
Ministcrpräsidenten festzustcllcn, ohne all die

Einzelheiten dieses wenig rühmlichen Systems
der Verfolgung ihm mißliebiger Angestellten»
führer weiter zn erörtern. Dieie Begleit-

cricheirungen mußten nur ei-wcihut wcrden,

um den Grad dcs Widerstandes zu kenn»

zeichnen, mit dein wir gerade bei den der»

zeitigen Beratungen übcr die Betriebsräte

nickst nur bci den Uuternchmern, fondern auch
bei nwßgebcnden Stellen der Neichsrcgiening

zu rechnen haben.
Da uns das Rcichsarbeitsministerium

nun einmal öffentlich hcrausgcfordert hat, so

darf Wohl etwas weiter zurückgcgriffen wer»

den, um zu beweisen, daß die Unzufrieden»
heit der Angestellten mit der Sozialpolitik
der Volksregierung nicht erst bei den Bera»

tungen über die Betriebsräte beginnt. Selbst
die dringendsten Forderungen, die wir von

den freien Angestelltenverbänden bei Abschlutz
der militärischen Kriegshandlungen im No»

vember 1918 für die Demobilisierung gestellt
hattcn, sind nur mit großer Verspätung und

in ungenügender Weise erfüllt worden. Die

gesetzliche Regelung einer Wiedereinstellung
der Kriegsteilnehmer, die spätestens mit dem

Beginn der Demobilisation getroffen fein

mußte, wurde noch vielem Drängen schließ»

lich Ende Januar 1919 vorgenommen. Diese

verspätete Regelung war um so schlimmer,
als dabei den wiedereingcstelltcn Angestellten
eine auch nur annähernd ausreichende zeit»

liche Sicherung ihrer Stellung versagt blieb.

Der Widerstand des Unternehmers gegen die

von den Angestelltenverbänden geforderte

sechsmonatliche Küudigungsspcrre für die

wiedereingestellten Kriegsteilnehmer hatte

Erfolg gehabt. Dcr weiter nicht nur im

Interesse dcr beteiligten Angestellten, son¬
dcrn aus allgemein volkswirtschaftlichen
Gründen notwendigen Schutz gegen Massen»

entlassungen kam gleichfalls erst postnume¬
rando Ende Jauuar, nachdem schon viele Tau»

send? von Angestclltcn auf der Straße lagen.

Die Gnadeilfrist, die dann gegen die Kündi»

gungswillkür öer Unternehmer angeordnet

wurde, bitrug ganze vicr Wochen. Wenn

weiter noch die reichlichen, zugunsten der Un¬

ternehmer in der Verordnung vom 24. Ja»
nuar enthaltenen Ausnahmebestimmungen
berücksichtigt werdcn, so braucht man fich

über die traurigen Zustände auf dem Ticl-

lenmarkt nicht zu wundcrii, noch wcnigcr übcr

die dnmit bedingte ganz natürliche weitere

Radikalisierung der Angestellten, die auf den

Schutz der Volksregierung gehofft hatten.
Was , ist weiter bis auf den heutigen Tag ge»

schehen, um die uuhaltbare Zersplitterung in

der Arbeitsvermittlung zu bcsci»

tigen? Auch der Licichsministcr Bencr

sollte sich daran erinnern, daß er früher mit

uns für die Schaffung einer reichsgesetziich
geregelten und zentralisierten Arbeitsver¬

mittlung eingetreten war. Wenn er in»

zwischen die Notwendigkeit ciner beschleunig¬
ten Schaffung des Neichsarbeitsnachweis»
gefetzes nicht mehr einsieht, so sollte er dcn

Angestellten das bessere Gedächtnis an ibre

Programmforderungcn nicht als nnbcrcchtig»
ten Radikalismus ankreiden.

Das Antrittsprogramm des Reichsar-
beitsniinisters im Herbst 1913 enthielt auch
manch trefflichen Satz über die Sozialisierung
des Ardeitsrechtes, und wir habcn gewiß Ver¬

ständnis dafür, daß dieses umfangreiche Re»

sormwerk nickst von heute auf morgen gcschaf¬
fcn werden kann. Soweit es sich aber um die

Wiederherstellung der einfachen Menschen¬

rechte, d. h. vor allem um das natürliche

Rccht suf Arbeit handelt, kann auf inonate»

lange juristische Erörterungen verzichtet lver¬

den. Die restlose Beseitigung der Konkur¬

rcnzklauscl, der Erfinderklausel und ähnlicher

Fesseln, die dcn Augestellten in seincr per»

sönlichcn Entwickluug hemmen, war nach
unserer wiederholt bekundeten Meinung schon

am 9. November überfällig. Die Reichste»

gierung läßt indes noch alle Ansätze für die

Aufhebung der Verfügungsgewalt des Unter»

nehmers übcr die Arbeitskraft und das schöp¬

ferische Wirken seines Angestellten vcrmif»

sen, sie wundert sich aber über die Radikali»

sicrung dicser Berufsschichten. Der seit Be¬

ginn der Revolution und schon vorher im

Amte befindliche Reichsarbeitsminister galt

früher «Is (spezialist auf dem Gebiet dcr So»

zialversickferuug für Angestellte. Der Weg

zur Vereinheitlichung der Sozialversicherung ist
von den gewerkschaftlichen Angestelltenver¬
bänden und von bedeutenden Wissenschaftlern

gezeigt wordenr. - Für die vom Ucberfluß un»

belasteten Staatskassen stchcn hier Millionen

auf dem Spiel; die geschäftigen Bureaukraten

der Sonderverficherung aber machen allc An¬

strengungen, durch weitere Neubauten mid

eine etwaige Verlegung der Zentrale von

Berlin nach einem anderen Orte ihre beson¬

deren Pfründen zu verankern. Die Rcgienlng

behandelt dennoch die ganze Frage ciner Zu»

sammenlegung der Angestellten» und Arbei¬

terversicherung dilatorisch. Die Ersalzpcn«

sionskassen einiger Großbetriebe haben in den

letzten Wochen und Monaten gelegentlich der

vorgenommenen Massenkündigungen Hun»

dertc von Kollegen um ihre wohlerworbenen

Rcchte'an diese zur Füllung der stillen Fir»

menrcserven bestehenden Wohlsahrtscinrich-
tungen gebracht. Eine Verordnung würde

genügen, um den hier geschädigten Änncstcll»

ten bei ihrem Austritt ans der Firma die

Rückzahlung geleistcter Beiträge zu gewähr»
leisten. Die frcien Angestelltenverbände siiid

vorstellig geworden. Das Material ist in

reichem Maße unterbreitet worden, Woche

um Woche verrinntl Die notleidenden An»

gestellten beschweren sich über die Passivität
ihrer Gewerkschaften. Das Reichsarbeiieini»
nisterium schwebt in Erwägungen I

Die technischen Angestellten siud, im Ge¬

gensatz zu den Arbeitern und Handlungsge¬

hilfen, gezwungen, bei Streitigkeiten nus

dem DienstvcrbältniI den langwierigen nnd

verteuerten Wcg dcs ordentlichen Gerichts»

Verfahrens zn gehen, soweit sie über 2lMi Mk.

Jahrescinkoinnicu babcu. Dns Gewerbege»

richt ist ihncn verschlossen. Eine Reform
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hatte Minister Baner gleichfalls in seiner
Antrittsrede in Aussicht gestellt. Die Rechts-
streitigkeiten sind inzwischen nicht weniger ge¬

worden, geschehen ist nichts.
Eine weitere an uns gemachte Zusage,

baldigst eine Neuwahl und gerechte Zusam¬
mensetzung der Schlichtungszusschüsse zu

verordnen, die erstmalig unter dem Hilfs¬
dienstgesetz nur improvisiert worden waren,

ist bishcr unerfüllt geblieben, obgleich diese
Schlichtungsausschüsse täglich einen weiteren

Aufgabenkreis zugewiesen erhalten.
Die Klage des Ministers Bauer über

die Radikalisicrung der Angestellten stützt sich
aber hauptsächlich auf unsere Forderung nach
dem Mitbestimmungsrecht. Es war minde¬

stens cine stark aus Effekt zielende rednerische
Uebertreibung, wenn er in Weimar aus-

jührte:
„Im Januar und Februar sprach noch

kein Mensch davon, und im März aber

galt es schon als selbstverständlich, daß
kein Angestellter eiugcstellt oder entlassen
werden darf ohne die Zustimmung des

Betriebsrates oder des Angestelltenaus¬
schusses."
Ter kühne Sprecher dieses Satzes hat

vcrgcsscn, daß die Vertreter der freien Ange-
siellteuverbände mit ihm selbst bereits im

Dezember 1S18 über das Mitbestimmungs-
rccht verhandelt hatten, als die Verordnung
iibcr die Angestelltenausschüsse (vom 23. De¬

zeniber) vorberaten wurde. Wenn der Reichs¬
arbeitsminister damals eine entschieden ab¬

lehnende Haltung eingenommen.hat, so ist es

doch verständlich, daß die Angestellten im

März 1319 für das ihnen vorenthaltene Recht
erneut eintreten. Äie Techiiikergewerkschaf-
ten haben überdies zur gefälligen Orientie¬

rung der Volksregierung fchon feit Jahren
um die konstitutionelle Fabrik gekämpft. Im
Noveinber 1918 hattcn alsdann die Angestell-
tcnonsschüsse bzw. Betriebsräte an vielen
Orten bereits dasjenige Mitbestimmungsrecht
durch die Arbeiter- und Vollzugsräte gewährt
bekommen, das die Verordnung vom 23. De¬
zcmbcr 1918 wieder einschränkte und „von
bem inr Januar und Februar 1919 noch kein

Meu!ich sprach". Wie wenig Herr Minister
Bauer auch heute geneigt ist, den Angestellten
das Mitbestimmungsrecht bei Einstellnng und

Kündigung zu gcben, zeigt sein Gesetzcnt
Wurf über „Betriebsräte".

Noch mehr als diese Forderung aber hat
es das Reichsarbeitsministerium Iden Ver

trctern der Arbeitsgemeinschaft freier Ange
stelltenverbände verübelt, daß sie bei der Lei¬

tung und Kontrolle der Betriebe eine Mit

wirknng der Betriebsräte verlangten.
„Wir müssen daran festhalten, daß die

Betriebsleitung in den Händen beraub

wortlicher Leute liegt."
Dieser Bauersche Leitsatz steht nrit un

ferer Forderung keineswegs im Gegensatz,
denn das Verantwortlichkeitsgefühl der An¬

gestellten und Arbeiter ist doch Wohl nicht
geringer als das der Unternehmer. Es ist
aber ein Unterschied, ob die Betriebsleiter

sich lediglich ihren Aktionären gegenüber ver>

antwortlich fühlen und ausschließlich nach de.

ren Gewinninteressen handeln, oder ob die

Betriebsleitung durch die Kontrolle der Be

triebsräte auch gegenüber der gesamten Be

völkcrung eine Verantwortlichkeit empfindet.
Wir könnten aus den letzten Monaten genü¬
gend Fälle anführen, in denen die mit dem

„erhöhten Verantwortlichkeitsgefühl" ausge¬
statteten Unternehmer der bisherigen unum

schränkten Jndustriemonarchie eine unerhörte
und unverantwortliche passive Resistenz aus

geübt haben. Sie wollten es ihren Geld

gebern gegenüber nicht verantworten, die Be¬

triebe voll arbeiten zu lassen, weil vielleicht

einige Monate später eine mehr profitliche
Kalkulation zu erwarten war uiid erst ein¬

mal der Gedanke der Sozialifierung über¬

wunden werden sollte.
Jene Betriebsleitungen, in deren Händen

alle Macht derbleiben soll, haben während
des Krieges dem Ausland Kohlen billiger
geliefert als dem eigenen Lande. Der Krupp-
Prozeß, der vor dem Krieg spielte, hat gleich-
alls eine eigene Art von „Verantwortung"
bei diesen Betriebsleitungen gezeigt. Und

dennoch soll,das alles grundsätzlich so blei¬

ben? Hier irrt der Herr Reichsminister,
wenn er annimmt, daß sür uns politische
Ziele maßgebend sein könnten, einen Einslutz
auf die Werksleitungen zil gewinnen. Die

Mitgliedschaften der freien Angestelltenver¬
bände sind Parteipolitisch recht verschieden zu-

iammengcfetzt; aber darin herrscht Einigkeit,
daß in einer Zeit schwerster wirtschaftlichr
Depression die Produktion unmöglich aus¬

schließlich die Privatsache der Unternehmer
und Geldleute bleiben darf. Gerade die

technischen Angestellten werden nicht darauf

verzichten, selbst mit Trcwer der Produktion

zu werden. Hicr sind nicht radikale Schlag-
Worte maßgebend, sondern das ernsthafte Be¬

streben dcr Werktätigen Bevölkerung, den

Wiederaufbau unseres Wirtschastslebens un¬

ter Mitwirkung aller Kopf- und Handarbeiter
zu leisten.

Wir müssen schließlich trotz der Beschwer¬
den des ReichsministerI Bauer bemerken, daß
wir neben den schon angemeldeten Abände¬

rungsvorschlägen zil seinem Gesetzentwurf

heute auch noch die Einbeziehung der Staats¬

und Gemeindebeamten fordern. Die Absicht
der Regierung, den Angestellten der öffent¬
lichen Betriebe einen geringeren Einfluß auf
den Gang ihrer Betriebe zu gewähren als

den Angestelltcn in Privatbetrieben, wird un¬

seren entschiedenen Widerstand finden. Die

Staatsbetriebe sollten als Musterbetriebe auch
eine mustergültige Verfassung einführen. Die

letzten bedauerlichen Vorkommnisse ins iden

Eisenbahnbetrieben hätten fich wahrscheinlich
vermeiden lassen, wenn dem Personal der

notwendige Einfluß eingeräumt worden

wäre. Die gewerkschaftlich geschulte Beam¬

tenschaft wird aber auch keinen Wert darauf

legen, dauernd gesetzgeberisch von den Ange¬
stellten uiid Arbeitern getrennt zu werden.

Die besonderen Bedürfnisse der Beainten sol¬
len gewiß ihre Berücksichtignng finden. Das

bedingt aber keineswegs, daß sie bei der jetzt
im Betriebsratsgesetz zu schaffenden Rege¬
lung des Mitbestimmungsrechts für die übri¬

gen Arbeitnehmer einfach ausgeschaltet
werden.

Beamte, Angestellte und Arbeiter haben
in den letzten Monaten ihre gemeinsamen
wirtschaftlichen Interessen erkannt, und sie
sind zum solidarischen Handeln entschlossen.
Sie alle wcrden auch einer zum Teil aus

Arbeitern hervorgegangenen Volksregierung
gegenüber nicht darauf verzichten, Kritik in

dem Maße zu üben, das durch die Handlungen
oder Unterlassungssünden der Regierung be¬

dingt wird. Wenn dem Reichsarbeitsmini¬
sterium unsere Kritik so unerwünscht ist,
dann hat es ja die Möglichkeit, auch einmal

ein Gesetz gegen den Willen der organisierten
Unternehmer zu machen. S. Aufhäuser.

Herr Bauer und die AngestMen.
Unter dieser Ueberschrift schreibt die Fürther

Zeitung bom 30. Juni:
„Der Reichsarbeitsminister Bauer hat in

einer Rede, die er am 15. Juni auf dem Par¬
teitage der sozialdemokratischen Partei Deutsch¬
lands in Weimar gehalten hat, die Angestellten¬
bewegung folgendermaßen zu kennzeichnen ver¬

sucht:
„Irn Augenblick ist die Entwicklung

die, daß die radikalsten Forderungen die

größte Zustimmung finden. Vor allem gilt
das für die Angestellten, die früher nicht den

Mut zu irgendwelchem Kampf mit dem Unter¬

nehmertum aufbrachten, und heute alle Forde¬
rungen durchsetzen wollen. Sie stehen unter der

Führung junger, unreifer Menschen, die sich in

ihrem Uebermut über uns als verstaubte und

veraltete Menschen ohne Verständnis für die neue

Zeit zu äußern. Sie halten jeden jungen Mann

für den modernen Betriebsleiter. Wir machen
es nicht wie die Angestellten, die sich jetzt von

Leuten führen lassen, die in kurzer Zeit mit

einem Sprung bon den bürgerlichen Anschau¬
ungen direkt zu den Unabhängigen oder gar zu
den Kommunisten übergegangen sind und die

vielfach Zenntnislosen und noch unerfahrenen An°>

gestellten für ihre politischen Zwecke ausnutzen."
Diese Aeußerungen des Reichsarbeitsmini-

sters sind durchaus nicht geeignet, ein erträgliches
Verhältnis zwischen, Arbeitgebern und Ange¬
stelltcn zu schaffen. Man kann die Angestellten¬
bewegung dadurch nicht eindämmen, daß man sie
verächtlich zu machen sucht, sondern man mutz
den Gründen nachgehen, die zu dem heutigen
Stande der Angesielltenbewegung geführt haben.
Der Kaufmännische Verein von 18S8 (Organisa¬
tion auf gewerkschaftlicher Grundlage) lehnt die

Aeußerungen des NeichSarbeitsministers ab unÄ
bedauert im Interesse der Beziehungen der Ange-
stelltenschaft zum Neichsarbeitsministerium, daß
diese Aeußerungen gefallen sind. Das Ver¬

trauen der Angestellten, zum Reichsarbeitsamt
hat dadurch merklich gelitten, und sie werden in

Zukunft genötigt sein, dem, Neichsarbeitsamt
außerordentlich mißtrauisch gegenüberzutreten.
Sachliche Auseinandersetzungen erwarten und

begrüßen die Angestellten. Mit unsachlichen
Aeußerungen die Angestelltenbewegung be¬

kämpfen zu wollen, ist aber, namentlich bon sei-
ten der Reichsregicrung, verfehlt."

Die Banweamien.
Nach den Streiks der Bankbeamten und

der kaufmännischcn Angestellten der Industrie,
die im Frühjahr in Berlin stattsandcn, hatten
die Unternehmer dafür gesorgt, ,daß die

militärischen Stellen der Negierung eine

schwarze Liste aller derjenigen Ange¬
stelltenführer (nicht nur der Bankbranche) an¬

fertigten, die sich bei jenen Streiks dem

Unternehmertum bejsonders bemerkbar ge¬

macht hatten. Zu welchem Zweck? Zu den:

einzigen Zweck, etwaige künftige Streiks da¬

durch von vornherein niederzuschlagen/ in¬
dem man die Führer verhaftete.

Für Anfang Juli rechneten die Bank-

kapitalisten mit einem Streik der Bankbc-
amten. Prompt traten am 30. Juni öie

militärischen Stellen der Regierung gegen
die Bankbeamtenführer Emonts und

Marx in Aktion. Natürlich mußte man

dies nach außen hin rechtfertigen; man tat

es, indem mau Emonts „bolschelvistischer
Umtriebe" verdächtigte. Damit sollte nicht
nur der Streik niedergeschlagen, sondern auch
der Allgemeine Verband der Bankbcamtcn

kaput gemacht werden.

Auf dem Gewerkschaftskongreß,
der zn gleicher Zcit tagte, wurde folgende
Entschließung eingebracht, aber zurückge¬
zogen, nachdem Emonts sich befreit, die Ent¬

schließung also insofern gegenstandslos ge¬
worden war:

„Der Gewerkschaftskongreß nimmt Kenntnis

von der Verhaftung des Bankbeamtenführers
Emonts, der bemüht ist, iin Auftrage seiner
Organisation für die Berufsgeno^en eine bessere
Lebenslage herbeizuführen und die Fesseln der

Unternehmerwillkür zu lockern. Der Kongreß
spricht den Bankbeamten feine Sympathie in

ihrem Kampfe um ein freieres Arbeitsverhältnis
aus, er verurteilt die Gewaltmatznahmen der

Regierung und fordert die sofortige Freilassung
Emonts." «

Nachstehend, bringen wir dis Schilde¬
rung, die die Zeitschrift des Allgemei»
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nenVerb and es >d erBank beamten

unterm 13. Jnli gibt:

Jn den Tagen seit dem 30. Juni hat der

Verband die schwerste Belastungsprobe zu be¬

stehen gehabt, der Wohl jemals eine gewerkschaft¬

liche Organisation ausgesetzt gewesen ist. Arbeit¬

geber, Negierung, Staatsanwaltschaft, Garde

Kaballcrie-Schützcnkorps, gelbe Hausbünde und

D. V. B, bemühten sich in trautem Verein mit

der gesamten Presse, bon der „Teutschen Tages¬

zeitung" bis 'zum „Vorwärts", dem verhakten

Verbnnd und damit dem Streben der Bankbc-

amtenschaft nach Luft, Licht und Freiheit den

Garaus zu machen. Nach wochenlanger, gründ¬

licher Vorbereitung holten sie aus zuni vernich¬

tenden Schlage.

Der Schlag ist mißlungen. Fest, uner¬

schütterlich stehen unsere Reihen. Die sicges-

srohe Meute hat sich in ihr eigenes engmaschiges

Lügennetz rettungslos verstrickt. Niemals ist

cin Generalsturm kläglicher zusammengebrochen
nls dicser. Wieder einmal hat dns Licht niit der

Finsternis gekämpft und — ist Sieger geblieben.

Jetzt, vierzehn Tage nach der Verhaftung

Emonts, schält sich das gegen den Verband ge¬

führte Kesseltreiben in seiner ganzen skrupel-

und gewissenlosen Hinterhältigkeit für jeden, der

nicht aus Prinzip blind fein will, mit aller Klar¬

heit heraus. Ich kann es mir versagen, alle

Einzelheiten des gegen dcn Verband gerichteten

Mordanschlages an dieser stelle zu behandeln;

das wird in einer Broschüre geschehen, die in

aller Kürze erscheinen wird; aber die groszen

Zusammenhänge zwischen dem Streben der um

die Verbesserung ihrer wirtschaftlichen Lage

kämpsenden Angestelltenschaft der Banken und

den Geschehnissen dcr letzten 14 Tage will ich

hier aufzeigen.
Wie war die Situation an jenem 30. Juni?

Nachdem wir in wochenlangen, ergebnislosen

Verhandlungen mit den Bankleitungen, die uns

statt ausreichender materieller Zugeständnisse

lange volkswirtschaftliche Redeergüsse boten,

Steine statt Brot, nicht zu Rande kommen

konnten, formulierten wir gemeinsam mit den

Betriebsräten unsere Forderungen und brachten

sie vor den Schlichtungsausschuß für das Bank¬

gewerbe. Wir gaben uns dabei der Hoffnung

hin, daß der Schlichtungsausschuß den Direk¬

tionen klarmachen würde, daß es nicht damit ge¬

tan sei, wenn das Bankgewerbe seinen Direk¬

toren und Aufsichtsräten alljährlich Millionen¬

beträge an Gehältern und Tantiemen in den

Schoß schütte und darüber hinaus den Aktionären

fette Dividenden abwerfe, während auf der an¬

deren Seite die Angestelltenschaft so schlecht ent¬

lohnt werde, daß ihre Einkommen hinter dem zum

Leben unbedingt notwendigen wsit zurückbleiben.

Wir meinen, daß das in den Banken schaffende,

lebendig pochende Blut, das Menschenkapital,

höher zu bewerten sei als die toten Kapitals¬

massen und ihre direktorialen Torwächter. Wir

waren der Ansicht, daß das Wohlergehen der Di¬

rektoren, Aussichtsräte und Aktioruire von dem

unparteiischen Vorsitzenden des Schiedsgerichts

nicht gleichgesetzt würde mit dem Wohlergehen

der Beamtenschaft. Deren Wohlergehen fahen

wir vielmehr in einer ausreichenden Bezahlung

und im Schutz der Angestellten vor der schranken¬

losen Willkür des Arbcitgebertums im Bankge¬

werbe, dessen Unternehinerdiktatur und dessen

jahrzehntelang betriebener Ausbeuterei der An¬

gestellten wir durch den vorgelegten Reichstarif¬

entwurf ein Ende machen wollten. Wir waren

uns keinen Augenblick im Unklaren darüber,

daß dieses Unternehmertum mit Klauen und

Zähnen seinen hohen Arbeitgeberthron verteidigen

und daß es gutwillig die Angestelltenschaft aus

ihrer gottgewollten Abhängigkeit nicht freigeben
würde. Also rüsteten wir znmi Kampf.

So standen die Dinge, als die Tarifver¬

handlungen am 21. Juni 'infolge einer dringen¬

den Reise des Vorsitzenden des Schlichtungs-

ausschusses bis zum 3. Juli vertagt werden

mußten. Dicse unfreiwillige Pause beschlossen

wir in dcr Weise auszunutzen, daß wir die Kol¬

legenschaft an den maßgebenden Plötzen dcS

Reiches über dcn Stand der Dinge aufklären

nnd sie veranlassen wollten, gegebenenfalls mit der

Berliner Kollegenschaft vereint in solidarischer

Treue sür die gesamte Bankbeamtenschaft das zu

erkämpfen, WaS auf dein Wege friedlicher Verein¬

barung von dcn dcr Not der Angestellten kalt¬

herzig und verständnislos gegenüberstehenden
Bankdirektoren nicht zu erlangen war. Wir

fanden denn auch die Kollegenschnft im Reiche

in nicht vermuteter Einmütigkeit und Geschlossene

heit bereit, Schulter an Schulter mit uns dcn

Kampf um die Erringung besserer Lohn- und

Arbeitsbedingungen anfznnehincn. Dic Kollcgcn-

schaft im Nciche zeigte sich vollkommen nuf dcr

Höhe der Situation. Im Norden, Süden, ^sten

Westen dieselbe einmütige Ueberzeugung, daß es

Zeit sei, endlich die Reihen zu formieren zur un¬

vermeidlichen Auseinandersetzung mit direk¬

torialer Böswilligkeit nnd Uebcrhebung. „Jedcr

Mensch kommt meiner Meinung nach als Sou¬

verän auf die Welt." Dieses Wort eines 48er

Demokraten leuchtete, gleichsam als ciscnftarker

Protest gegen das Allcinherrentum der Bnnk-

lcitungen, aus aller Anzcn. E? waren herz¬

erhebende Versammlungen, die ivir durchlebten.

Den Bankleitungen blieben dicse Tingc na¬

türlich nicht unbekannt. Sie warcn sich des

Ernstes der Lage sehr wohl bewußt, uud so

holten sie zum Gcgcnschlanc ans.

Emonts, der am Abend deS 30, Juni, also

am Vorabend dcS gcfürchtetcu 1, Jnli, außer¬

programmäßig in Bcrlin über das Thema „Vor

der Entscheidung" sprechen wollte, wurde am

Nachmittag verhaftet. Mir war dnS gleiche

Schicksal zugedacht; denn Spitzel des Garde-

Kavallerie-Schützcnkorps erkundigten sich alle

zwei Stunden in meiner Wohnung, ob ich von

meiner Reise noch nicht zurückgekehrt sei. (Sie

haben dann treu und brav auf dem AnHalter

Bahnhof meiner Ankunft geharrt, ,ich war aber

so boshaft, auf einem andcrcn Bahnhof anzu¬

kommen.)

Bezeichnend ist nun dic Motivierung, mit der

die Verhaftung von, Emonts begründet wurde. Zu¬

erst sollte er in den Versammlungen im Reiche

„bolschewistische Propaganda getrieben haben".

Dann sollte er zum Sturz der Regierung und

zur Aufrichtung der Diktatur des Proletariats

aufgefordert, sich nlso des Hochverrats schuldig

gemacht haben; Unmengen bolschewistischer Lite¬

ratur und Flugblätter seien bei ihm gefunden

worden.

Und dann kam das Beweismaterial, das

allerdings alles andere bewies,,nur nicht das,

was vorher behauptet worden war. Zunächst

wurde der Schlußpassus eines Briefes veröffent¬

licht, der lediglich sine Kritik der K. P. D. ent¬

hielt, die gelegentlich des Generalstreiks im

Bankgewerbe sich passiv Verhalten habe, während

das Arbeitgebertum bei den Noske-Truppen Hilfe

gesucht und gefunden hatte. Jn dieser Situa¬

tion, wo eine Erdrosselung unseres Streiks

durch die Truppen der Regierung zu 'befürchten

stand, wird es kein vernünftiger Mensch einem

Gewerkschaftsführer verübeln, wenn er seinerseits,

um den Schächzug der Arbeitgeber zu parieren,

die Basis seiner Kampffront zu verbreitern sucht.

Wir sind denn auch mitten iir der Nacht im'

Neichswehrministeriuin gewesen und haben auf

die Folgen aufmerksam gemacht, die das beab¬

sichtigte Eingreifen der Truppen u. E. nach sich

ziehen mußte. Die gleichen, Vorstellungen haben

wir in Weimar bci dcm Reichspräsidenten Ebert

und dem jetzigen Ministerpräsidenten Bauer cr-i

hoben. Uns ist es also zuzuschreiben, wenn eI

bor der Deutschen Bank damals nicht zum Blut¬

vergießen mit allen seinen Konsequenzen ge¬

kommen ist.

Schließlich wurde dcr ganze Brief, der an¬

geblich zur Verhaftung Anlaß gegeben haben soll,

berösfcntlicht. Nnd was bcwcist er? Nichts

weiter, als daß Emonts untcr Einsetzung seines

Lebens revolutionäre Propaganda unter

den feindlichen Besatzungtruppen
des Nheinlandes getrieben hat zugunsten seines

eigenen Landes; eine Tat also, vor dcr jeder

anständige Mcnsch, ganz gleich, Wellher Partei»

richtung er angehört, nur Achtung haben kann«

Eine Tat aber auch, die keine deutsche Rcgicrnng

berechtigt, Emonts zu verfolgen. Es ist deshalb!

einfach unverständlich, daß eine deutsche Behörde

Emonts den Engländern ,in die Hände spielen

wolltc, die ihn unzweifelhaft standrechtlich cr-

schicßcn würden. Alle Ableiignungsvcrsr.chc der

Staatsanwaltschaft können nn diesem TorSesiand'

nichts ändern. Erst gestern habe ich durch cincn

hochgestellten Staatsbeamten aus altem ÄdclSgc-

schlecht, dessen hochkonservatibe Gesinnung cincm

ebenso hochanständigen Charakter entspricht, die

Warnung erhalten, Emonts möge unier keincn

Umständen, auf kcine irgendwie geartete Erklä¬

rung dcr Staatsanwaltschaft odcr dcr Regierung

in seine Zelle zurückkehren, er sci sonst unweiger¬

lich dcr Auslieferung an die Entente verfallen,

Wns aber an diescn angcblichcn Vcrliaf-

tungsgründen, soweit sie nicht als glatte Erfin¬

dungen entlarvt sind, das Sonderbarste ist, das

ist unzweifelhaft die Tatsache, daß Emonts die

Absicht der von dem ganzen Lügcnnctz einzig

übrig gebliebenen Propaganda untcr den frem¬

den Truppen, die übrigens monatelang zu¬

rückliegt, dcr damaligen Regierung bckannt-

gegcben hat, dcrcn Unterstützung cr, wenn auch

in verschleierter Form, hätte erhaltcn können,

wenn er mit der Art dieser Hilfeleistung einver¬

standen gewesen wäre. Und diese Rcgicrung

glaubt einen solchen Mann wegen ciner solchcn

in so hohem Maße vatcrländischcn Handlung

gegen eine feindliche Negierung, mit dcr wir

im Kricge lebten, verfolgen zu können? Ebeti-,

sogut könnte dann ja jeder, Musketier, dcr im

Schützengraben auch nur eincn Schuß abgeaebci.

hat, wegen Mordversuchs auf die Anklagebank

gebracht werden.
,

Für derartige Märchen mögen sich dic ami¬

lichen Stellen ihr Publikum erst suchen. Für

erwachsene, denkende Menschen eignen sie sich

nicht, höchstens für Idioten.

Der angebliche „Hochverrat" ift also nicht;

der Verhaftungsgrund gewesen. Anderes Be¬

lastungsmaterial hat man aber bis heute nicht

gegen Emonts vorbringen können. Und womit

wollte man denn meine, ebenfalls am 30, Juni

geplante Verhaftung begründen?

Nein, für das Vorgehen der Behörde sind
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gang andere Grunde maßgebend gewesen, als

die angegebenen, Die gewerkschaftliche Organi¬
sation sollte im entscheidenden Augenblick ihrer
Führer beraubt, die ganze Bewegung durch das

Hineinwerfen der Schlagworte Bolschewismus,
Sturz der Regierung, Diktatur des Proletarits,

Hochverrat usw., diskreditiert, in ihren Grund¬

festen erschüttert und fo auf lange Zeit hinaus

aktionsunfähig gemacht werden, zur Verewigung
der schrankenlosen Willkürherrschaft der Direk¬

toren.

Wofür wirft man denn Hunderttausende dem

neudeutschen Militarismus in den unersättlichen
Rachen? Nicht „pour le roi cle ?ru85e", son¬
dern im Vertrauen auf die „spätere
Gegenleistung", wie eS in der Definition
roin Wesen dcs Kredits heiszt. Und auf diese
Gegenleistung wirft es ein bezeichnendes Licht,
wenn mir am 14. Juli gleich zwei Staatsnnwältc

versicherten, gegen m i ch habe nie ein Haftbefehl
vorgelegen, die betreffende gegenteilige Zeitungs¬
notiz, die ausdrücklich auf die Staatsanwalt¬

schaft I Bczug nimmt, sei nicht voH der Staats¬

anwaltschaft veranlaßt wordcn!

Da ich es mir aber abgewöhnt habe, in solchen
Dingen an den heiligen Geist zu glauben, der

die Zeitungen entsprechend inspiriert haben
könnte, so halte ich inich lieber an die Stelle,
die mich wochenlang bespitzelt, die sich am 30.

Juni alle zwei Stunden liebevoll nach mir er¬

kundigt und mich schließlich nach Schluß der

Versammlung >im Lchrervereinshause nicht ber¬

uftet, — ich habe mich hier durch den Herrn
Staatsanwalt belehren lasscn — sondern „vorläu¬

fig festgenommen" hat. Das ist das Garde-Kaval-

leric-Schützenkorps, das auch mit an dcn „rollen¬

den Rubeln" partizipieren dürfte, die generöse
Spender, die für ihre Angestellten uud Arbciter

nichts übrig hnbcn, sür „höhcre Zweckc" in großer
Masse zur Verfügung stcllcn. Es sind eben

verschiedene Instanzen am Werk, die die

Geschäfte der Arbeitgeber mit Treue und Ge¬

wissenhaftigkeit besorgen.
Diesmal sollte es darum gehen, den Ver¬

band zu erledigen. Die Mühen sind umsonst
gewesen Wohl machte sich im erstcn Moment

cine gewisse Verwirrung geltend. Doch, als nnt

jedem Tage mchr und mehr sich herausstellte,
daß man scine Sache mit zu viel Eifer betricb,
da zeigte cs fich wieder cinmal, daß Ueberschläue
Niid Dummheit dicht beieinander wohnen. Da

konnte auch der harmloseste Mcnsch cs niit deut

^aunpsahl fühlen, gegen wen sich dcr gegen
Emonts geführte Streich in Wahrheit richtete:
Gegen das Streben der gesamten
notleidenden Bankbeamter: schaft
nach Besserung ihrer prekären
wirtschaftlichen Lage überhaupt.

Und hier ist der Punkt, den die Herren Ar¬

beitgeber in ihrem Spiel übersehen haben. Ihre
Rechnung, durch politisches Sprengpnlver die

Massen von der Erkenntnis ihrer Lage und

dem, was zu tun ssi, abzubringen., war falsch.
Die ökonomischen Verhältnisse sind stärker, als

politische Schreckgespenster. Not bricht nicht nur

Eisen, sie lehrt auch sehen.
So ist denn auch dcr Tariftchisdsspruch,

der seine Kritik in sich selber trägt, mit seltener
Einmütigkeit abgelehnt worden. Sogar die gel¬
ben Haushunde wagten nicht, aus Furcht, sich zu
decouvrieren und damit für alle Zukunft er¬

ledigt zu sein, für die Annahme dieses pro¬

vokatorischen Schiedsspruchs einzutreten. Ebenso
einmütig wur^e der Werl^ndspnrole auf unge¬

säumte Auszahlung einer Entschuldungsbeihilfe
von 1S00 Mark für Verheiratete und IVOll Mk.

für Ledige Folge geleistet.
Es gibt eben Dinge, die weder durch abge¬

feimteste HintcrlMtligkeit, noch durch die glän¬
zendste Dialektik hinwegesknmotiert werden

können. Einem Hungernden helfen schöne Worte

ebensowenig, wie einem Durstenden eine leere

Schale. Und wer den Gegensatz zwischen Kapital
und Arbeit leugnen will, der ist entweder ein

Ignorant oder ein Schurke. Ebensowenig wie

brennendes Wasser oder nasses Feuer, gibt es

eine Jnteresscnharmonie zwischen Kapital und

Arbcit im Arbeitsvertrage. Diese Erkenntnis ist
im Verbände lebendig. Sie hat den Verband

die ungeheuer schwere Belastungsprobe in so
glänzender Weise bestehen lassen.

Dic Arbeitgeber aber haben mit ihrcr Tücke

das Gegenteil von dem erreicht, was sie be¬

zwecken wollten. Die gewerkschaftliche Idee, die

kraftvoll entschiedene Wahrnehmung der Ange-

stellteninteresscn wird nun-er st rccht mar¬

schieren.
Wer Wind säet, wird Sturm ernten, und ich

bin fest überzeugt davon: der Tag wird kommen,
an dem die Arbeitgeber ihre falsche Rechnung
bitter bereuen werden. Die Bankbeamtenschaft
will leben. Und dieser Wille zum Leben wird

alle Schranken niederbrechen, die sich <ihrn in den

Weg stellen, wcil er sie niederbrechen m u ß.
Benno Marx.

GsnnisgsruHe?
Die kaufmännischen Angestcllten haben

geglaubt, durch bis Verordnung über
die Sonntagsruhe iin Handels»
acwe r b e vom 5. Fcbruar 191S werde ihncn
cndlich der freie Sonntag 'gcgcbcn werden:
sie haben sich darin getänscht. Die betreffende
Verordnung schien zwar eine Verbesserung zu

bringen, aber die ausführenden Organe
(Rcgicrüugsprüsidenten usw.) machten durch
Aiisnahmcbestiminuiigen wieder zunichte, was

durch die erwähnte Verordnung geschaffen
worden loaar.

Man fagte sich, es wird besser werden,
wenn die alten Regierungspräsidenten, die

noch aus dein wilbelminischen Zeitalter
stammen, beseitigt seiA wcrdcn. Mittler¬
weile haben jedoch gerade die Handlungsge»
Hilfen im Regierungsbezirk Frankfurt a. O.,
an dessen Spitze ein sozialdemokratischer Re¬

gierungspräsident steht, schlechte Erfahrungen
machen müssen.

Der dortige Regierungspräsident
L. Bartels hat nämlich unter dcm 21. Juni
folgende Veröffentlichung erlassen:

Auf Grund der Verordnungen über Sonn¬

tagsruhe im Handelsgewerbe bom 8. Februar d,

Is. (NGBl. S. 176) rmd auf Grund des Z 105e

GO. gestatte ich unter dem Vorbehalt des jeder-
zeiligcn Widerrufs und unter Aufhebung aller

bislang von mir oder mit meiner Ermächtigung
von den Ortspolizeibehörden zugelassenen Aus¬

nahmen eine zweistündige Arbeits¬

zeit:
1. an allen Sonn- und Festtagen für den

Handel mit Milch, Back- und Konditor¬

waren, frischen Fischen, Roheis
und Zeitungen, für das Spedi¬
tion-,- und Schisfsmaklergewerde,
sowie für andere Gewerbebetriebe, foweit es fich
um die Abfertigung und Expedition von Gütern
handelt, 2. an allem in die 'Zeit vom 1, Mai
bis 31. Oktober fallenden Sonn- und Festtagen
für den Handel mit frischem Obst, frischem Ge¬

müse und frischen Blumen.

Außerdem gestatte ich, daß in den Ort¬

schaften mitweniger o lslll 0 s>g i? j ^ -

wohnern der nach Ziffer l und 2 zulässige
zweistündige Handelsbetrieb sich

auch auf den Verkauf von Kolonial¬
waren,Droge n,T«bakundZigarren
Schuh», Manufaktur» und Kurz¬
waren, Papier, und Schreibware n

und Fahrrädern erstrecken darf. Hier¬
von sind jcdoch ausgeschlossen der erste Weih¬
nachts-, Öfter- und Pfingstfesttag.

Die Geschäftsstunden sind unter Berücksichti»
gung der örtlichen Verhältnisse und nach An»

hörung der beteiligten Arbeitgeber und Arbeit¬
nehmer von den Ortspolizeibehörden mit fol¬
gender Maßgabe festzusetzen:

s) die freigegebenen 2 Stunden sollen un¬

mittelbar zusammenhängen, dürfen also durch keine
Pause unterbrochen wcrden. Sie dürfen nicht
über 2 Uhr nachmittags hinaus dauern,

l>) die freigegebene Geschäftszeit muß ent»
weder ^ Stunde vor Beginn des .Hauptgottes¬
dienstes endigen oder frühestens ^ Stunde nach
dcsscn Endc anfangen.

Hinausgehend über die unter 1 für den

stehenden Handel mit Milch und Noheis fe^l-
gesetzten Verkaufsstunden wird die Versorgung
der Kundschaft mit Milch und Rohcis durch Ver¬
kauf vom Wagen in den Stadtkreisen >s.?wie
in den Städten Fürsteiuvalde nnd Cüstrin bis
I Uhr nachmittags gestattet.

Insoweit ich tion meiner! gesetzlichen Be»

frrgnis Gebranch mache, an 4 Sonn» und Fest¬
tagen, an dencn besondere Verhältnisse einen e r -

weiterten Geschäftsverkehr erfor»
der!ich machen, für alle oder einzelne Ge¬

schäftszweige eine weitgehende Beschäftigung zu»
zulassen, werden die Landräte und städtische,',
Polizeiverwaliungen besondere Verfügung er¬

halten. Ich weise schon jetzt darauf hin, daß
meinerseits Ausnahmen der in Rede stehende»
Art nnr in solchcn Fällen erteilt werden, in
denen mir ein elitsprechendes Wedürsnis als

dringend nachgewiesen ist. Zunächst wird die
den Ortspolizcibehörden durch die Verordnung
vom 5. Februar ds. Is. (NGBl. S. 17«) über¬

tragene Befugnis für sechs Sonn- und Festtage
im Bedarfsfälle eincn sonntäglichen Geschäfts¬
verkehr bis zu acht Stunden, jedoch nicht über
II Uhr abends hinaus zuzulassen, ausreichen, um

dcm in dcr nächstcn Zeit etwa eintretenden

Bedürfnis zu entsprechen. Soweit darüber hin¬
aus noch ein sonntäglicher Handelsbetrieb er¬

forderlich fein sollte, sehe ich eingehend begrün¬
deten Anträgen der Ortspolizcibehörden entgegen
die mich mindestens eine Woche vor den in Fra^e
kommenden Sonn- und Festtagen erreichen
müßten und Ausschluß darüber zu geben haben,
welche Sonn- und Festtage bereits von der Poli-
zeiverwaltung freigegeben worden sind. Auch ist
die Lage der für den Handel freizugebende»
Stunden genau zu bezeichnen.

Die Ortspolizeibehörden ersuche ich, Ver¬

stehendes unverzüglich unter Namhaftmachu n,g
der bon ihnen festzusetzenden Vcrkaufsstund^n
zur öffentlichen Kenntnis zu bringen Abschriften
der erlassenen Bekanntmachungen sind niir ein¬

zureichen.
Frankfurt a. O., den 21. Juni 191S.

Der Regierungspräsident.

König Bartels kümmert sich also nicht im

mindesten um die Tendenz der reichsgesetz»
lichen Verordnung über die Sonntagsruhe,
Und was scheren ihn die Wünsche der Ange-
stellten — er ordnet es eben so cm, wie es

ihm passt!

Der Verbanö Deutscher

hat am 15. und 16. Juni seine 30. ordentliche
Hauptverfamiirlung in Leipzig abgehalten.
Fn dein Rechenschaftsbericht für die Jahre
1914 bis 1918 wurde mitgeteilt, es habe eine

große Zahl der Mitglieder, die zum Heeres¬
dienst eingezogen waren, den Weg, noch nicht
zurückgefunden, auch viels Kreisvereine sind
noch nicht wieder errichtet. Alle Bemühnn«
gen dicscs Verbandes, sich als „Gewerkschaft"
herauszuputzen, haben also nicht den cr»

warteten Erfolg gehabt. Die Handln nas»

gehilfen haben cbcn den durch und dnrch
reaktionären Charakter dieser Organisation
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erkannt. Zu den sozialpolitischen
Tagesfragen wunde am ersten Werhand-

lungstag folgende Eiltschlicßunig ange»

noinmen:

, „Die SO. ordentliche Hauptversammlung des

Verbandes Deutscher Handlungsgehilfen zu Leip¬

zig erhebt nachdrücklich Einspruch gegen alle Ver¬

suche, die Selbständigkeit der besonderen
Versicherungsgesetzgebung für An-

g e stell te anzutasten. Sie begrüßt deshalb die

vom Verwaltungsrat ber Angestelltenversicherung
kürzlich einstimmig beschlossene restlose Durchfüh¬

rung der Selbstverwaltung der Versicherten und

hält die Beseitigung der Doppelversicherung bei

dcr Invalidenversicherung, mit Uebertragung der,

erworbenen Rechte auf die Angestelltenversiche¬
rung iin Interesse beider Versicherungsträger so¬
wie eine zeitgemäße Erhöhung, der Versicherungs¬

grenze für zweckmäßig und wünschenswert. In

bemg auf die ErsatFvankenZassen erwartet die

Versammlung den schleunigen Erlaß einer Ver¬

ordnung im, Sinne der von dem siebenten Aus¬

schusse der Nationalversummlung mit dem Reichs¬
arbeitsministerium getroffenen Vereinbarungen,

wonach die bestehenden Rechte der Ersatzkassen
nicht beeinträchtigt werden sollen.

Die Versammlung spricht, fich ferner gegen

die im Gesetz über die Betriebsräte vorgesehene
Aushebung der Angestelltenausschüsse und gegen

dic Rechtlosmachung der Angestellten bei der Zu¬
sammensetzung der, Betriebsräte aus. Sie ver¬

langt selbständige Wahl der Angestelltenvertreter,
gleichstarke Besetzung der Betriebs¬

räte mit, Angestellten und Ar¬

beitern und ein Mitbestimmungsrecht in allen

Betriebsangelegenheiten. Darüber hinaus hält
die Versammlung die Schaffung eines zweck¬
mäßigen R ä t esPst e m s für notwcndig, um nlle

arbeitenden Schichten zu einer Verantwortlichen
Mitwirkung an der Entwicklung der Volkswirt¬

schaft und den Geschicken des Staates heranzu¬
ziehen.

Die Versammlung stimmt einer Verein¬

heitlichung des gesamten Ange¬
stelltenrechtes zu unter der Voraussetzung,
dckß eine Verbesserung der Rechtsverhältnisse er¬

reicht mird, bedauert aber, daß das Reichsarbeits¬
mini stcrium, die Gepflogenheiten der früheren
Regierung, die Beteiligten mitwirken zn lassen,

« nicht sortgesetzt hat, sondern daß nur eine An¬

hörung der Angestelltenverbände erfolgen soll.
Bei einer so wichtigen Angelegenheit darf Wohl
e. wartet werden, daß die grundlegenden Arbeiten

>, cht allein von Theoretikern, sondern unter be¬

ständiger Mitarbeit der Praktiker geleistet
werden.

Mir Besorgnis verfolgen die Angestellten alle

Pläne, die auf Beibehaltung und Ausdehnung
der Zwangswirtschaft hinzielen. Sie

sehen darin eine Bedrohung der Freizügigkeit
der Angestellten und die Verhinderung eines ge¬

funden AufsteigenS im Wirtschaftsleben."

Am zweiten Tage der Hauptversamm¬
lung kam man zu der Einsicht, datz diese Ent-

schlicßnng nicht ausreicht und beschloß dann,

sie durch folgenden Zusatz zu ergänzen:
„In bezug auf die Gehaltsfrage ist die

Vcrsammlung der Meinung, daß die Tarifver¬

träge allein nicht genügen, um eine gerechte Ver¬

teilung dcs Arbeitsertrages herbeizuführen, son¬
dern daß darüber hinaus weitergehende Maß¬
nahmen, wie Einführung einer wirklichen Ge-

winnb<ieiligung, ins Auge zu fassen sind. Außer¬
dem sind alle Mittel zu prüfen, die zu einer ge¬

setzlichen Sicherung der Kauf kraft des

Geldes und damit zur Beseitigung der bestän¬
digen Preissteigerungen führen können."

Daß man in dieser Weise auf ciner Haupt¬
versammlung die Beschlüsse zusammenstoppelt,
erklärt sich aus der geistigen Zerfahrenheit, die

im Verband Deutscher Handlungsgehilfen
Herrschi.

Der Kaufmsnnische Verein

von 5858

hat sich auf feiner außerordentlichen Hauptver¬

sammlung im Juni 1919 mit den Satzungs¬

änderungen beschäftigt, über die bereits die or¬

dentliche Hauptversammlung im April beraten

hat. Der'Paragraph, der von den Unterneh¬
mern handclt, lautet jetzt wie folgt:

„Arbeitgeber gelten als außerordentliche
Mitglieder. Ein gleiches gilt für Arbeit¬

gebervertreter, soweit ihnen Anstellungs-,

Entlafsimgs- oder Gelxrltszahlungsbefug-
nisse zustehen (s. Z 37).

Außerordentliche Mitglieder sind für die

Ehrenämter des Vereins weder wahlberechtigt
noch wählbar. Auch sieht ihnen bei sozial¬
politischen und gemeinschaftlichen Angelegen¬
heiten eine Mitwirkung, insbesondere ein

Stimmrecht nicht zu."
Das ist aber nur Theorie. Eben finden

wir in dem geheimen Rundschreiben Nr. 19

vom Juni d. I., das die Verivaltnng des Kauf-

männifchen Vereins von 1858 verschickt hat,

folgende Mitteilung:

„Grundsätzlich sollen die Posten der nicht¬
beamteten Geschäftsstellenleiter nicht als

Ehrenämter im Sinne der Hauptvcrsamm-
lungsbeschlüsse betrachtet werden.

Dem Verbleiben der als Lei¬

ter von Geschäftsstellen tätigen

selbständigen Vereinskollegen

steht seitens der Verwaltung

nichts im Wege."

Also: Um die Arbeitgeber weiterhin als

Geschäftsstellenleiter halten zu können, erklärt

man, diese Posten nicht als Ehrenamt aufzu¬

fassen. Schlimmer kann die Heuchelei wohl

nicht getrieben werden.

Die Arbeitgeber haben bei dieser soge¬
nannten „Gcwcrkschaft" nach wie vor den

weitcstgehcndcii Einslnß.

Hsnö sns Werk.
Seit dcm 9. Noveniber 1913 ist auch ei»

großer Teil der Angestellten erwacht und zu der

Erkenntnis gelangt, daß nur mit Hilfe der freien

Gewerkschaft die Erringung besserer Lohn- und

Arbeitsverhältnisse möglich ist. Die große Zahl

der Mitgliederzunahme bei unserem Zentralver¬

band beweist dies. Das Unternehmertum ist

natürlich bestrebt, die Bewegring der Angestellten

zu hemmen und zu unterdrücken, mit allen ver¬

fügbaren Mitteln.

Man schreibt und spricht sehr viel von De¬

mokratie und Gesinnungsfreiheit seitens der

Unternehmer, aber meist nur, wenn man diese

für sich in Anspruch nehmen will. Genau so

gut, wie man von einer Arbeitspflicht spricht,

gibt es auch ein Recht auf Arbeit,.das dem An¬

gestellten zusteht. Treten wir deshalb uner¬

schrocken ein für unscre Interessen. Männer

der Tat, die für ihre Ueberzeugung mit ihrer

ganzen Person eintreten, werden jetzt mehr denn

je gebraucht. Denken wir an die, welche dcn

Märthrertod für die Revolution erlitten haben

rund eifern ihnen im kleinen nach, es wird uns

allen zum Vorteil gereichen. Die wirtschaftlichen

Verhältnisse der Angestellten, in der großen

Mehrzahl, kann man ohne weiteres als die

schlechtesten und ungünstigsten, wclche zurzeit be¬

stehen, bezeichnen. Das liegt teils daran, daß

weite Kreise unserem Zentralverband noch fern¬

stehen und es nicht wagen, sich frei und offen zu

unseren Ideen zu bekennen.

Deshalb, Kolleginnen und Kollegen, schließt

die Reihen, ans Werk, auf znm Kampf für bessere

Gehalts- und Arbeitsbedingungen, menschenwür¬

dige Behandlung seitens der Unternehmer. Her

mit dem MitbestirnmunaSrecht bei Entlassungen

utrd Neueinstellungen,

Verordnung über Lohnpfändung.'
Vom 2S. Juni 1919.

S I.

Der Arbeits- oder Dienstlohn (§ 1 des Ge¬

setzes vom 21. Juni 1869, Bundes-Gesetzbl. S. 242

und 1Z71 S. 63, Reichsgesetzbl. IM S. 1S9,

1898 S. 332) ist
1. falls der Schuldner seinem Eheguttcn,

ftüheren Ehegatten, Verwandten oder einem

unehelichen Kinde Unterhalt zu gewähren
hat, bis zur Summe von zweitausendsünf-

hundert Mark für das Jnhr.
2. m anderen Fällen bis zur Summe von

zweitausend Mark für das Juhr und, so-

joeit er diese Sunime übersteigt, zu einem

Fünftel des Mehrbetrags >der Pfändung

nicht unterworfen. Im Falle zu 1 erhöht

sich der unpfändbare Teil des Mehrbetrags

für jede Person, der der Schuldner Unter¬

halt zu gewähren hat, um ein weiteres

Zehntel, höchstens jedoch auf sechs Zehntel
des Mehrbetrags.

Die Vorschriftcn des Gesetzes vom 2l. Juni
lL69 findcn entsprechende Anwendnng.

Soweit der unpfändbare Teil des Lohnes im

Falle des Abs. 1 zu 1 den Betrag von vier-

tausendsünfhundect Mark, im Falle des Abs. 1 zu

2 den Betrag von dreitausend Mark übersteigen

würde, unterliegt die Pfändung keincn Beschrän¬

kungen.

*) Die in Nr. 14 dcr „HandlungSgehilscu-

Zcitung" abgedruckte Verordnung enthält in Z t

einen Druckfehler. Wir berichtigen ihn dnhcr an

dieser Stelle.

Aus dem Zentralverband

Chemnitz. Die Mitgliederversammlung am

2. Juli im kleinen Saale des kaufmännischen

Vereinshauses war gut besucht. Der erste Be¬

vollmächtigte Landgraf und Fräulein Mildncr

berichteten ausführlich über den 19. Verbands¬

tag in Nürnberg. In der den Berichten fol¬

genden Aussprache wurde einmütig die Haltung
des VerbandstagcS zur Politik der Generalkom¬

mission und zum Gesetz über die Betriebsräte

gutgeheißen,. An der Aussprache beteiligten sich
die Herren Reif, Fechenbach, Borowsich und

Grüner. Die neuen Mitgliedsbeiträge, wclche
am 1. August d. I. in Kraft treten, wurden

von der Versammlung folgendermaßen festge¬

setzt: für Mitglieder bis zu einem Einkommen

von 150 Mk. 2,20, v»r ISO Mk. bis 3«) Mk.

3.S0 Mk. und über 350 Mk, 4,5« Mk. Von der

Gvündnng eines Solidaritätsfonds wnrdc

Kenntnis genommen und beschlossen, zu diesem

Zwecke Extramarken zu kleben. Mit, dem Hin¬

weis, nicht nur zahlende Mitglicder des Ver¬

bandes zu. sein, sondern kämpfende zu werden,

schloß der Vcrbandsbeamte Fechenbach die har¬

monisch «erlaufene Versammlung.

SsrsammlungSmitteilMgen
Die Mitglieder werden um zahlreiche Beteiligung cm dcn

Vcranstalluiige» gebeten!

Vcrlin
Sommerfest des Bezirks Grosz-Berlin am

Sonnabend, den 9, N u g u st, im Etablissement

„Schlost Echiwholz" zum Besten des Kamplsonds. Ein¬

tritt 1,50 Mi„ Kinder frei, Karten stnd in allen Sitzun¬

gen, bei den Funktionären und im Burcau zu haben.

Bezirksvcrsammlungen finden statt:

Freitag, den 1. Angnst, abends 7^ Uhr:
Bezirk Siiden. Restaurant „Cafs Henne", Hasen-

Heide 4l>>44, Ecke ffichtestrafse. 1. Vortrag des Kollegen

Minci von der Rate-Gen. iibcr „Das Rätcsystem in der

sozwlistische» Wirtschastsordnung". 2. Diskusston. S. Der-

schiedenes und Vcrbandsangelegcnheiten.

Bezirk Reinickendorf°Sst— Nosenthal.

Restaurant „Vürgcrhcim", ReiuiclendorstOst, Provinz-

strafze 84.

Dienstag, den 5. August, abends 7^ Uhr:

Versammlung der Sektion der TexM-Jndustrie, in den

Musilersälen, Kaiser-Wilhelm-Straße, abends ?tz Mn,

Tagesordnung: „Die bevorstehenden TarifoerhandiunLcil,'

Mittwoch, den 6. August, abends 7Vü Uhr:
Bezirk KönigSWusterhausen . Wildau,

abends S>5 llhr. Hotel „Pfuhl" in Aönigswusterhaufen.

Tagesordnung: 1. Bortrag des Herrn Oberlehrer Har-

der über »Innere Krankheiten". 2. Verbandsangelegen-

heiten. 3. Verschiedenes.

Bezirk Wilmersdorf-Halensce-Schmor,

gendorf. Restaurant Wageman», Wilmersdorf,

Berlinerst?. SS.
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Bezirk Spandau. Rcstaurant „Patzenhofer", St«>
fowplatz.

„

Bezirk Treptow-Baumschulenweg. Re»

stanrant .Areptower «lause", Elsenstr. 27/28, Ecke «ief>
Holzstraße.

,

Bezirk Weißensee. Reftaurant „SZerNner Hof",
Antonplcch 1. Tagesordnung: 1. Vortrag des «ollegen
Koppe „Die Betriebsräte und ihre Bedeutung". 2. Dis»
kufston. S. Verschiedenes.

Funktlonärsitzungen ftnden jeden ersten
Dienstag, ersten Freitag und zweiten Freitag im Lokal
von llllrich, Röhlkrstr. 2«, Ecke Pistoriusstrafze, statt.

Bezirk Erkner, W i lh el m sh a g e n, Ra h ns.
dorf. Restaurant Wichert, Berlinerstr. S, in Erkner.

Donnerstag, de« 7. Augnft, abends ?Vs Uhr:
Bezirk Norden I. (Rosenthaler Vorstadt—Gesund,
brunnen.) „Rosenthaler Hof", Rosenthalerstr. 11/12.
1. Vortrag des «ollegen Ucko Über „Mittelstandspolitik
— Ärbcitnchmerpolitik — Einheitsorganisation". 2. Ver»
bandsangelegenheiten. 3. Bczirksangelegenheiten. Ge»

selliges Beisammensein und Tanz.
Ausflug am Sonntag, den 27. Juli, nach

Hcrmsdorf—ssrohnau—Stolpc. Abfahrt Stcttincr Bahn»
Hof 7.S» Uhr, Gesundbrunnen 7.S6 Uhr bis Hermsdorf.
— Für Nachzügler Treffpunkt 2.00 nachm. Restaurant
Bergemann in Etolpe. — Mandolinen und Gitarren

sind mitzubringen.
Bezirk Norden ll (Schönhauser Vorstadt). „Lam>

berd Fesisäle". Schönhauser Allee 129. 1, Vortrag dcS

Kollegen Eschbach über „Kunst und Proletariat",
2, Diskussion, 3. Verbandsangelegenheiten. 4. Ver»

fchicdcncs. Nachdem gemütliches Beisammensein.
Bezirk Norden III (Oranienburger Vorstadt-Wed»

dingl. „Germania-FestsSle", Chaussecstr, 110,

Bezirk Nord-Ost. „Unions-Festsäle", Greifswalder
Straße 221/222. 1, Vortrag. 2. Verbandsangelegen»
heiten. Nachher gemütliches Beisammensein.

Bezirk Nord-West. „Nordwest-Hotel', Turmstr. L.
1. Vortrag. 2. Verbandsangelegenheiten. — Geselliges
Beisammensein,

Funktionörsitzung an jedem Sonnabend

nach der Bezirlssitzung und am letzten Sonnabend im

Monat, nachmittags 4 Uhr, bei Schölzel, Bremer

Strasze 76/76.
Bezirk Osten. Restaurant Heinrich, Gr. Frankfurter

Strafze Z« (am Strausberger Platz). Fritz-Reuter»
Abend. Nachdem Verbandsangelegenheiten.

Sonntag, den 17. Slngust, Ausflug nach Eichwalde,
Schnwckwitz, Rauchfangwerder. Treffpunkt 6,30 Uhr
früh Schles. Bhf.. Koppen», Ecke Madaistraße. Für
Nachzügler Nest. Rauchfangwerder.

Bezirk Westen. „N a t i o na l h o f", Bülowstr. 37.
Bezirk Eichwalde. Restaurant Friedrich, Bahn»

hosstr. 1.

Bezirk H « h« ns ch S n h aus e n. „Wirtshaus am

Orankesee". 1. Hermann-Löns-Abend: Erzählungen
aus Moor und Heide. 2. Geschäftliches. 3. Verschie»
denes.

Bezirk Karlshorst. Rest. Wutle, Trcskowallee 7«.
1. Vortrag des Kollegen Kaufmann: „Russische Erleb¬
niste". 2. Diskussion. 3. Verschiedenes.

Bezirk Köpenick. Restaurant „Käiserhof", KSPe-
nick. Grünstr. 10.

Bezirk Lichtenberg, „Logen-Kasino", Knorr-
promenade 2, Sonntag, den 3. August, große Löcknitz-
fahrt mit dem Mowrboot „Adler". Teilnehmerkarte
6 Mk„ für Kinder 2,S0 Mk. Abfahrt pünktlich 8Vs Uhr
bom Restaurant Neuseeland (Stralau). — Nachzügler
treffen stch im Restaurant Springeberg (Erkner). Kar¬
ten sind noch in beschränkter Zahl bei dem Kollegen
Beutel, Dosseftr. 14, zu haben. — Die Kolleginnen und

Kollegen Kon Kaulsdorf, Mahlsdorf und Biesdorf wer¬
den gebeten, zwecks Agitation und Organisation ihre
Adresse dem Kollegen Kurt Feister, Kaulsdorf, Frank¬
furter Str. 34, zu übersenden.

Bezirk Pankow »Niederschönhausen. Rest.
„Türkisches Zelt", Pankow, Breite Str. 14, 1. Vor¬
trag. 2. Berbandsangelegenheiten. 3. Verschiedenes.
Nachdcm gemütliches Beisammensein,

Bezirk Schöneberg. „Nationalhof", Bülowstr. 37.

Freitag, den 8. Auguft, abens 7^ Uhr:
Bezirk Süd-West. Restaurant „Lindenhof", Linden-

strasze 16. '1. Vortrag des Herrn Henry Meher über
„Sozialifierung". 2, Diskussion, 3. Verbandsange-
Icgcnhsiten. 4, Verschiedenes. Nach der Sitzung ge¬
mütliches Beisammensein. — Es wird erwartet, dasz
die Mitglieder vollzählig erscheinen. Die Kolleginnen
und Kollegen der Konsumgenossenschaft werden be»
slimml erwartet.

Bezirk Süd-Ost. Restaurant „Versöhnungshalle",
Griinaner Str, 14.

Bezirk Adlershof. Restaurant „Ziege", Adlers¬
hof, ?edanslr, 3.

Bczirk Charlottenburg. „Volkshaus", Nostnen-
slrasic 4 (kleiner Saal). 1. Verbandsangelgenheiten,
2. Verschiedenes. Nachher Tanz und gemütliches Bei¬
sammensein,

Bezirk Ober» und Niederschöncweide-
I v h a ii n i s t a l. Restaurant Karl Schulze, Nieder»
schoncwcide, Brückenstrasze, an der Treskowstrasze.

Bezirk Neukölln I. Restaurant „Kottvuser
Klause", Kottbuserdamm 86.

Bezirk Neukölln II. „Greifs Feftsäle", Hermann-
strafzc 1S6.

Bezirk NeulSlln m. „Deutsches Wirtshaus",
Bcrgstr, 136.

Bezirk Neukölln IV. „Beckers Gesellschastshaus",
Britz, Chauiseestr, 87.

Bezirk Rcinickendorf»West. Restaurant
Hermann Dchncckc, Neinickendorf-West, Scharnweber-
strasze 25.

Bezirk Steglitz (umfassend die Orte Friedenau,
Grosz-Lichterseide, Steglitz. Südende, Lankwitz, Dahlem,
Zcblcndorf). „Logenrestaurant", Steglitz, Albrecht-
slrasze 112«, 1. Borlrag des Herrn Redakteurs E. Barth
übcr: „Die nächstcn Zulunftsaufgaben und die An¬
gestellten". 2, Diskussion. 3» Geschäftliches. 4. Ver»
schiedenes, — Gemütliches Beisammensein.

Bezirk Tempelhof. Restaurant Töpfer, Berliner
Strafze 10«.

Bezirk Tegel. Restaurant „Lindengarten", Ber¬
liner Str. öS. 1. Neuwahl des Bezirksführers. 8. Ver»

bandsangelegenheiten. S. Verschiedenes.

Jugendsektion.
SekttonSverfammlung: Mittwoch, den«.Angnst,
AS Uhr, tn den „Mustkersülen", Kaiser-Wilhelm-
Strasze 31. 1. Vortrag: „Die Entwicklungsgeschichte dcS

Menschen". 2, Diskusston. 3. Geschäftliches und Ver¬
schiedenes.

Oeffentliche Versammlung der Lehrlinge
und jugendlichen Angestellten am Montag, den
11. August, «.3 Uhr, in den „MusikcrfSlen", Kaiser-Wil-
Helm-Straße 31. Vortrag: „Die Jugend im Handels»
gewerbe und Industrie und ihre Forderungen". Nach
dem Vortrage freie Aussprache.

Abteilungsversammlungen. Neukölln.

Mittwoch, den 13. August, V^li Uhr, im Lokal Giitig,
Neukölln. Schönstedtstr. 6, Ecke Donaustraße. 1. Vor»

trag „Die Zugend und der Sozialismus". 2. Diskussion.
3. Geschäftliches und Verschiedenes.

Norden. Mittwoch, den 13. August, A>8 Uhr, bei
Oswald Berliner, Brunncnstr. 140. 1. Bortrag „Napo»
Icon und seine geit". 2. Diskussion. S. Geschäftliches
und Verschiedenes.

Osten. Donnerstag, den 14. Angust, M llhr, in
den „Andreas-ffestsälen, Andreasstr. 21. 1. Vortrag
„Unsere Pflichten und Rechte in dcr Gesellschaft'.
2. Diskusston. 8. Geschäftliches und Verschicdcncs.

Moabit. Dienstag, den 19. August, >48 llhr, im
Lokal „Rautenhaus", Leveizowstr. 22. 1. Geschäftliches.
2. Verschiedenes. Danach ernste und heitere Rezita»
tionen.

Wanderungen. Spiel» und Bade¬
tour am Sonntag, den 17. August, nach Heiligensee—
Schulzendorf. Treffpunkt 8 Uhr vorm. in Tegel, End»
Haltestelle der Etrafzenbahn. Fahrgeld zirka 0,30 Mk.
Wanderleiter Kollege Mvhrmann.

Nachtwanderung am 23. und 24. August nach
Bernau—Ladeburg—RUdnitz—Bernan. Treffpunkt am

23. August, abends 7 llhr, Etettiner Vorort-Bahnhof.
Fahrgeld zirka 1,— Mk. Wanderleiter Kollegin
Kinizler. Decken und Zeltbahnen mitbringen.

Tageswanderung am Sonntag, den
81. August, nach Birkcnwerder—Summier See—Frohnau.
Treffpunkt S llhr vorm. Etettiner Borortbahnhof. Fahr»
geld zirka VM Mk. Wanderleiter Kollege Hildesheim.

Kursus. Die im Monat Juli begonnene Vor¬
tragsreihe über „Nationalökonomie" umfaßt noch fol>
sende Tage, den 1., 8., IS. nnd 22. August, und findet
wieder im Ortsbureau, Kaiser-Wilhelm-Straße 2011,
statt. Beginn pünktlich Uhr.

Ehemnih.
Mittwoch, den «. August, abends 7 llhr, im kleinen

Saale des kaufmännischen Vereinshauses.
Tagesordnung: 1. Die Kultur des Urmenschen. Re¬

ferent Kollege Fechenbach. 2. Ouartalsbericht. S. Ber»
bandsangelegenheiten. Kolleginnen und Kollegen sorgt
für zahlreichen Besuch der Versammlung.

Groß-Hamburg.
Der 10. Verbandstag in Nürnberg hat eine Neurege»

lung der Beitragssätze"vorgenommen. Die Mitgliederver»
sammlung der Ortsgruppe Grosz-Hamburg hat dem Be¬
schlusse zugestimmt. Ab 1. August soll in den Beitrags»
klassen 1, 2 und S ein Ortszuschlag von 80 Pf. erhoben
werdcn. Die Beiträge in Grosz-Hamburg stellen stch in
«lasse 3 bei einem Monatsgehalt unter IM Mk. auf 2^0
Mark, in Klasse 2 bei einem Monatsgehalt von IS» Mk.
bis unter 3S0 Mk. auf SM Mk., in Klasse 1 bei eincm
Monatsgehalt von SS« Mk. und darüber auf 4M Mk.:
für Jugendliche bis zu 17 Jahren auf V,7S Mk. Etwaige
Beitragsrückstände stnd umgehend zu begleichen, da ab
1. August nur noch die neuen Beitragsmarken abgegeben
werden können.

Bezirk llhlenhorst. Bei W. Lars, Bachstr. 109, am

Donnerstag, den 14. Angust, abends 8 Uhr. Tagesord-
nung: 1. Vortrag: „Das Mitbestimmungsrecht". Re-
ferent Kollege Plöttner. 2. Verbandsangclegenheiten.

Bezirk Et. Georg. Bei Salow, Langereihe 100,
am Donnerstag, den 7. August. Tagesordnung:
1. Ernstere und heitere Vorlesungen. 2. Verschiedenes.

Bezirk Altona» Ottensen. Bei Topp, Bahn»
hosstr. 02, am Dienstag, den 19. August, abends 7H llhr.
Tagesordnung: 1. Vortrag. 2. Verschicdcncs.

Bezirk H a m m—H 0 r n—B 0 r g f e I d e. Bezirks»
abend am Freitag, den 8. August, abcnds 7>/^ llhr,
im „Borgfelder Gesellschastshaus", Ober-Borgfelde 22.
Tagesordnung: 1. Vortrag. 2. Agitation. S. Verschie»
denes.

Bezirk Eilbeck. Lokal Eggers, Wandsbecker Chaussee
387, am Dienstag, den 12. August. Tagcsordnung:
1. Bortrag. 2. Wahl einer Bestellkoinmission. 3. Ber»
schiedenes.

Bezirk «imsbüttel. Freitag, den 1. August,
abends 8 llhr, bei Wiegmann, „Charlottenhof", Frucht»
alles 10», Ecke Charlottcnstraßc. 1. Dns neue Orts¬
regulativ. 2. Berschiedenes. Nach Schluß des Geschäft¬
lichen: Gemütliches Beisammensein.

Harburg.
Mitgliederversammlung jeden ersten Diens»

tag im Monat, 7H llhr abends.

Karlsruhe.
Geschäftsstelle: Crbprinzenstraße 17.

Fernsprecher L0KS. Postscheckkonto 2« »40.

Unseren Mitgliedern zur Kenntnis, dag vom 8. Quartal
ab das Vcrbands-Organ, „Die Händlungs»
gehilfen-geitung^' an Mitglicder per Post zu¬
gesandt wird und bitten wir Beschwerden über Nicht»
erhalt zuerst an unsere Geschäftsstelle zu richten. Ferner
müssen wir unsere Mitglieder bitten, ihre Mitgliedebei

träge, wenn möglich, nur per Postscheck überweisen t»
wollcn.

Kiel.
Am Sonnabend, den 2. August, 8 Uhr abends, findet

im ,Lindenhain", Poppenbrilgge, unser Sommer»
nachte.ball statt. Das Festkomitee hat für ver»

schiedenartigste Unterhaltung Sorge getragen. Um
11H Uhr im festlich beleuchteten Garten: Große Kaffee»
tafel. Nach Schluß gemeinsamer Spaziergang durch das

Vichburger Gehölz. Eingeführte Gäste willkommen!
Damenkarte 1,— Mk., Herrenkarte 2^- Mk., sind im Ver»
bandsbureau zu haben.

Leipzig.
Branchenversammlungen ftnden wie folgt statt:

Branche Großhandel: Am Dienstag, den S. August,
abends 7H llhr, im Volkshaus, «äffe? Mitte.

Branche Graphisches Gewerbe: Am Mittwoch, de»
S. August, abends 7H llhr, im Volkshau», Zimmer 1.

Branche Metallindustrie: Am Mittwoch, den S. August,
abends 7H llhr, im Volkshaus, Nebensaal rechts.

Branche Einzelhandel: Am Donnerstag, den 7. August,
abends 7H llhr, im Volksbaus, kleiner Saal.

Branche Handel und Industrie: Am Donnerstag, den
7. August, abends 7H llhr, im Volkshaus, Kaffee Mitte.

Branche Buchhandel: Am Freitag, den 8. August, abend»
7>,<> llhr, im Volkshaus, gimmer 9.
Sie Tagcsordnung wird in dcn Versammlungen noch

bekanntgegeben.
Mitgliederversammlung: Am Mittwoch, den 13. August

1»1», abends 7«, llhr, im Volkshau», kleiner Gesellschaft«,
saal. Tagesordnung: 1. Vortrag des Genossen
Franz: „Theater und Volk< 2. Verbandsangclegenheiten.

Troisdorf (Siegkreis)
Diese Ortsgruppe murde neu errichtet. Mitglieder¬

versammlungen finden am ersten Dienstag jeden Monats
im Hotel „Kronprinz" statt, ferner ist jede» Donnerstag,
abend gesellige gusammenkunft. Ortskartell dtt A. f. A.
wurde gleichfalls gegründet, bestehend au» Vertrauens¬
leuten des Zentralverbandes, de« B.T.B. und des Deut»
sche» Werkmeisterveibandes.

Anzeigen

Ortsbeamker für Bielefeld gesucht.
Wir suchen für unsere Ortsgruppe zu sofor»
tigsm Eintritt einen tüchtigen Ortsbeamten.

Derselbe mufz rednerisch, organisatorisch und

agitatorisch befähigt sein und die HandlungS»
gehilfenbewegung genau kennen. Bewerbungen
mit der Aufschrift „Bewerbung" und. Angabe
der bisherigen Verbandstätigkeit find zu richten
crn: Zentralverband der Handlungsgehilfen,
Bielefeld, Marktstv. 8 II.

Zentralverband ^>er Handlungsgehilfen.
-Die in Nr. 9 der „Handlungsgehilfen-Zei¬

tung" ausgeschriebenen Stellen für Agitations» '

beamte sind besetzt. Allen Bewerbern besten Dank.
Der Verlxtndsvorstand.

M A.: Otto Urban.

Achtung! Achtung!!

Ortsgruppe Berlin, j
Am Sonnabend, den 9. August, findet!
im Etablissement Schloß Schönholz!

unser diesjähriges -

Sommersekt!
statt,verbunden mit Gesangsvorkrägen z

!(Arbeiter-Gesangverein „Namenlos^!
!sowie Kabarett und Diverses mehr.!
! Eröffnung Z Uhr :: Anfangs Uhr.!
! Eintritt l,50Mk. KinderunterI4Iahrenfrei.!
i Einlaßkarten sind bei allen Funktionären,:
! in allen Sitzungen und im Berbandsbureau!

Münzstraße 2« zu haben. i

Ortsgruppe Berlin. !

Redaktionsschluß für die nächste Nummer der „Hcmil.
lungsgehilsen'Zeiiung":

Mittwoch, den 3». Juli.

WerbineueMMeder!
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